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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
1. Abgeordnete
Iris

Gleicke
(SPD)
Befürwortet die Bundesregierung den Abbau
der Open-Air-Ausstellung „Friedliche Revolu-
tion 1989/1990“ der Robert-Havemann-Gesell-
schaft auf dem Berliner Alexanderplatz ein-
schließlich der Vernichtung aller Exponate, be-
sonders vor dem Hintergrund des Erfolgs der
Ausstellung, und sieht die Bundesregierung
Möglichkeiten finanzieller und logistischer Art
zur Fortführung, z. B. als Wanderausstellung?
Antwort des Beauftragten der Bundesregierung

für Kultur und Medien, Staatsminister Bernd Neumann
vom 30. September 2010
Die Ausstellung war von Beginn an als zeitlich befristete Ausstellung
zum 20. Jahrestag der Friedlichen Revolution im Jahr 2009 konzi-
piert und sollte zunächst nur vom 7. Mai bis zum 9. November 2009
laufen. Aufgrund des großen Erfolgs der Ausstellung hat sich der
Bund bereiterklärt, die Förderung auf den gesamten Zeitraum der
Jubiläen Friedliche Revolution und Deutsche Einheit bis zum 3. Ok-
tober 2010 auszudehnen.

Die Förderung der temporären Ausstellung durch den Bund war
– angesichts der Kulturhoheit der Länder – nur ausnahmsweise mög-
lich, weil der Deutsche Bundestag für die Jubiläumsfeierlichkeiten
Sondermittel in den Haushaltsjahren 2009 und 2010 zur Verfügung
gestellt hatte. Diese sind inzwischen erschöpft. Eine weitere Verlän-
gerung der Ausstellung ist ausschließlich Sache des Landes Berlin.

In der Finanzierung der Ausstellungsverlängerung seitens des Bun-
des ist die Förderung einer Wanderausstellung enthalten (Texterstel-
lung, Übersetzung, Fotoabzüge, Bildträger, Passepartouts). Diese
Wanderausstellung ist eine Fotoausstellung zu Akteuren der Friedli-
chen Revolution mit einer Übersicht zu deren Wirken 1989/1990.
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
2. Abgeordnete
Annette

Groth
(DIE LINKE.)
Welche Länder sind diejenigen, für die laut
des 9. Berichts der Bundesregierung über
ihre Menschenrechtspolitik – Berichtszeit-
raum: 1. März 2008 – 28. Februar 2010 – be-
reits lokale Umsetzungsstrategien zur Imple-
mentierung der EU-Leitlinien zum Schutz von
Menschenrechtsverteidigerinnen und Men-
schenrechtsverteidigern entwickelt worden
sind (bitte Liste der Länder angeben)?
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Antwort des Staatsministers Dr. Werner Hoyer

vom 29. September 2010
Nachfolgend finden Sie eine Aufzählung der Länder und Gebiete,
für die in Anwendung der EU-Leitlinien zum Schutz von Menschen-
rechtsverteidigern lokale Umsetzungsstrategien entwickelt wurden
(Stand 30. Juni 2010):

Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Angola, Äquatorialgui-
nea, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch, Bosnien und Herze-
gowina, Botswana, Burkina Faso, El Salvador, Georgien, Ghana,
Guatemala, Guinea, Honduras, Hongkong und Macau, Indien, Indo-
nesien, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde,
Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Demokratische Republik Kongo,
Kuwait, Libanon, Malaysia, Mali, Mauretanien, Mexiko, Monte-
negro, Myanmar, Namibia, Nikaragua, Oman, Palästinensisches
Autonomiegebiet, Pakistan, Paraguay, Peru, Philippinen, Russische
Föderation, Sambia, Saudi-Arabien, Senegal, Simbabwe, Singapur,
Sri Lanka, Syrien, Tansania, Thailand, Tunesien, Türkei, Usbekistan,
Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate.
3. Abgeordneter
Memet

Kilic
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Teilt die Bundesregierung die dem Bundesmi-
nister des Innern, Dr. Thomas de Maizière,
bei seinem Türkeibesuch vorgetragenen Sor-
gen türkischer und deutscher Unternehmer,
die Wirtschaftsbeziehungen würden durch die
deutsche Visavergabepraxis massiv belastet,
und welche Schritte zieht sie in Betracht, um
diesen Missstand zu heilen (vgl. Berliner Zei-
tung vom 23. September 2010)?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper
vom 1. Oktober 2010
Die Bundesregierung hat großes Interesse an der Förderung der
Wirtschaftsbeziehungen mit Drittstaaten, besonders mit einem so
wichtigen Partner wie der Türkei.

Dabei sind die bestehenden Rahmenbedingungen zu beachten, zu
denen auch die nach EU-Recht für türkische Staatsangehörige
bestehende Visumpflicht gehört. So benötigen auch türkische Ge-
schäftsreisende ein Visum zur Einreise in den Schengenraum.

Die Bundesregierung ist allerdings bemüht, das Visumverfahren im
Rahmen der gesetzlichen – größtenteils europarechtlichen – Vorga-
ben so zu gestalten, dass es sich weder auf die Mobilität der Bürger
noch die Wirtschaftsbeziehungen zwischen beiden Ländern negativ
auswirkt.

Bereits jetzt gibt es eine Reihe von Verfahrenserleichterungen, die
insbesondere für Geschäftsreisende angewendet werden. So werden
beispielsweise für besonders vertrauenswürdige Personen, sogenann-
te Bona-fide-Antragsteller, geringere Anforderungen an den Umfang
der Nachweispflicht der gesetzlichen Voraussetzungen gestellt, und
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es kann auf ihr persönliches Erscheinen in den Auslandsvertretungen
verzichtet werden.

Der seit dem 5. April 2010 in weiten Teilen anzuwendende Visako-
dex (Verordnung (EG) Nr. 810/2009) bietet weitere Möglichkeiten
für Erleichterungen im Visumverfahren, von denen unsere Auslands-
vertretungen in der Türkei bereits Gebrauch machen. Beispielsweise
wurden die Konsulate auf dieser Grundlage angewiesen, verstärkt
Jahres- und Mehrjahresvisa mit einer Gültigkeit von bis zu fünf Jah-
ren auszustellen, sofern die Voraussetzungen nach dem Visakodex er-
füllt sind.

Die Bundesregierung prüft, ob noch weitergehende Erleichterungen
im Visumverfahren auf der Grundlage des Visakodex möglich sind.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
4. Abgeordneter
Volker

Beck

(Köln)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Unterschiede zwischen der französi-
schen und der deutschen Politik gibt es in der
Rückführungs- bzw. Abschiebepolitik von
Roma, und ist es auszuschließen, dass auch in
Deutschland Roma aufgrund typisierender
Gruppenzugehörigkeiten abgeschoben wer-
den?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder
vom 30. September 2010
Die Bundesregierung kommentiert die innenpolitischen Entscheidun-
gen und die Verwaltungspraxis anderer Staaten nicht.

In Deutschland sind die Feststellung und die Durchsetzung der Aus-
reisepflicht von Ausländern im Aufenthaltsgesetz (AufenthG) gere-
gelt. Dabei findet vor jeder Abschiebung stets eine Einzelfallprüfung
durch die hierfür zuständigen Ausländerbehörden der Länder bzw.
– soweit ein Asylverfahren durchgeführt wird – das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) statt.

Eine Abschiebung erfolgt, wenn der ausreisepflichtige Ausländer das
Bundesgebiet nicht freiwillig und dauerhaft verlässt oder aus Grün-
den der öffentlichen Sicherheit und Ordnung eine Überwachung der
Ausreise erforderlich erscheint sowie die Ausreisepflicht vollziehbar
geworden ist, d. h. der Abschiebung keine rechtlichen oder tatsächli-
chen Hindernisse im Sinne des AufenthG entgegenstehen. Anknüp-
fungspunkt für die Frage einer Rückführbarkeit ist grundsätzlich nur
die Staatsangehörigkeit einer Person, nicht aber deren ethnische Zu-
gehörigkeit. Daher ist es ausgeschlossen, dass in Deutschland Roma
aufgrund ihrer Ethnie abgeschoben werden. Vielmehr kann die Zuge-
hörigkeit zu einer bestimmten Ethnie im Einzelfall nach § 60 Ab-
satz 1 Satz 1 AufenthG das Verbot einer Abschiebung begründen,
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wenn in dem Staat, in den die betroffene Person zurückgeführt wer-
den soll, deswegen ihr Leben oder ihre Freiheit bedroht ist.
5. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann
(DIE LINKE.)
Kann die Bundesregierung bestätigen, dass
sich die Polizeikräfte aus Nordrhein-West-
falen, die am 19. Juni 2010 in Strausberg
(Brandenburg) bei der Nazidemonstration der
Kameradschaft Märkisch Oder Barnim
(KMOB) eingesetzt waren, zeitgleich zur Aus-
bildung in der Berlin-Brandenburger Region
befanden und der Einsatz in diesem Rahmen
als „praktische Übung“ genutzt wurde, bzw.
welche anderen oder weiteren Gründe führten
zum Einsatz der Polizeikräfte aus Nordrhein-
Westfalen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 28. September 2010
Grundsätzlich ist festzustellen, dass polizeiliche Einsatzlagen im
Zusammenhang mit Demonstrationen und Versammlungen in die
Zuständigkeit der Länder fallen. Auch beim Einsatzgeschehen am
19. Juni 2010 war die Polizei bzw. das Land Brandenburg örtlich
und sachlich zuständig. Das Bundesministerium des Innern (BMI)
hatte Kenntnis vom Einsatz und von der Kräfteanforderung des
Landes Brandenburg und der Unterstützungsleistung durch die Be-
reitschaftspolizei des Landes Nordrhein-Westfalen. Das BMI war in
keiner Weise an der Planung, Durchführung oder Ähnlichem des
Einsatzes beteiligt.

Weitere Auskünfte teilte das Land Nordrhein-Westfalen auf Nach-
frage des BMI nicht mit.
6. Abgeordneter
Michael

Groß

(SPD)
Welches Vorgehen sieht die Geschäftsordnung
der Bundesregierung vor, wenn ein Kabinett-
mitglied kurzfristig die Teilnahme an einer
Veranstaltung absagen muss, und für welche
Art Veranstaltung erachtet die Bundesregie-
rung eine doppelte Vertretung des Bundesmi-
nisters sowohl durch einen Parlamentarischen
als auch einen verbeamteten Staatssekretär als
erforderlich?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 28. September 2010
Abgesehen von den das Innenverhältnis der Bundesregierung regeln-
den Bestimmungen über die Sitzungen des Bundeskabinetts (Vorsitz,
Teilnahme, Erklärungen) sieht die Geschäftsordnung der Bundes-
regierung (GOBReg) für die nach außen wirkende Vertretung von
Mitgliedern der Bundesregierung Folgendes vor:
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Ist die Bundeskanzlerin an der Wahrnehmung ihrer Amtsgeschäfte
allgemein verhindert, so wird sie durch den gemäß Artikel 69 des
Grundgesetzes zu ihrem Stellvertreter ernannten Bundesminister in
ihrem gesamten Geschäftsbereich vertreten. Im Übrigen kann die
Bundeskanzlerin den Umfang ihrer Vertretung selbst näher bestim-
men.

Ist ein Bundesminister verhindert, so wird er „in der Regierung“
(§ 14 Absatz 1 GOBReg), d. h. in der nach außen wirkenden Aus-
übung seiner Befugnisse als Mitglied der Bundesregierung als Kolle-
gium, grundsätzlich durch den dazu bestimmten Bundesminister ver-
treten; für Erklärungen vor dem Deutschen Bundestag und vor dem
Bundesrat durch den Parlamentarischen Staatssekretär oder – auf
Anordnung des Bundesministers im Einzelfall – durch den Staats-
sekretär.

Als Leiter einer obersten Bundesbehörde wird ein Bundesminister
im Falle seiner Verhinderung durch den Staatssekretär vertreten, in
dem vom Bundesminister dem Parlamentarischen Staatssekretär
übertragenen Aufgabenbereich und weiteren vom Bundesminister
bestimmten Einzelfällen durch den Parlamentarischen Staats-
sekretär.

Im Übrigen ist eine Doppelvertretung einer Entscheidung des Bun-
desministers im Einzelfall überlassen. Die Vorgaben der GOBReg
zur Person des Vertreters gelten zudem lediglich für die Wahrneh-
mung der Amtsgeschäfte, d. h. wenn der Bundesminister bei der Aus-
übung seiner Amtsbefugnisse als Mitglied der Bundesregierung oder
als Leiter einer obersten Bundesbehörde vertreten werden soll.
7. Abgeordnete
Aydan
Özoğuz

(SPD)
Was hat die Bundesregierung bisher unternom-
men, und in welchem Zeitraum gedenkt sie zu
handeln, um die im Koalitionsvertrag zwischen
CDU, CSU und FDP auf Seite 79 beschlosse-
ne Ankündigung „Wir werden die aufenthalts-
gesetzlichen Übermittlungspflichten öffent-
licher Stellen dahingehend ändern, dass der
Schulbesuch von Kindern ermöglicht wird“
umzusetzen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder
vom 24. September 2010
Die Umsetzung der im Koalitionsvertrag formulierten Absicht, den
Schulbesuch der Kinder von Menschen ohne Aufenthaltsrecht oder
Duldung durch die Abschaffung der gegenüber den Ausländerbehör-
den bestehenden aufenthaltsrechtlichen Übermittlungspflichten der
Schulen zu erleichtern, ist durch den Bundesminister des Innern im
Rahmen des Kamingesprächs der Innenministerkonferenz im Herbst
2009 gegenüber seinen Länderkollegen angesprochen worden. Dabei
hat sich gezeigt, dass die angestrebte Rechtsänderung in der Innen-
ministerkonferenz keine uneingeschränkte Zustimmung finden
würde.
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Die Einbringung eines Gesetzentwurfs für die nach dem Koalitions-
vertrag notwendige Rechtsänderung setzt zunächst eine weitere poli-
tische Klärung mit den mit der Ausführung des Aufenthaltgesetzes
betrauten Länder voraus.
8. Abgeordneter
Ottmar

Schreiner

(SPD)
Wie hoch ist der Anteil der Beschäftigten im
öffentlichen Dienst (Staat) an der Gesamtbe-
schäftigung aktuell, und wie hat sich dieser im
Zeitraum von 1995 bis 2009 entwickelt?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 22. September 2010
Die Anzahl der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Bund, Län-
der, Gemeinden und Zweckverbände) und deren Anteil an der
Gesamtbeschäftigung (Erwerbstätige) in den Jahren 1995 bis 2009
ergeben sich aus der nachstehenden Tabelle.
des öf-
en Er-
 

g
Jahr Erwerbstätige

in Millionen 
Beschäftigte im  

öffentlichen Dienst  
in Millionen 

Anteil der Beschäftigten 
fentlichen Dienstes an d

werbstätigen in %

1995 37,55 4,80 12,8

1996 37,43 4,70 12,6

1997 37,39 4,61 12,3

1998 37,83 4,69 12,4

1999 38,34 4,43 11,6

2000 39,04 4,35 11,1

2001 39,21 4,21 10,7

2002 38,99 4,16 10,7

2003 38,63 4,13 10,7

2004 38,80 4,00 10,3

2005 38,74 3,90 10,1

2006 39,00 3,85 9,9

2007 39,65 3,71 9,4

2008 40,22 3,67 9,1

2009 40,17 3,67 9,1

Quelle: Statistisches Bundesamt 
9. Abgeordneter
Ottmar

Schreiner

(SPD)
Wie hoch ist die Zahl der Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst (Staat) unterteilt in Vollzeit,
Teilzeit und Teilzeitäquivalente aktuell, und
wie hat sich diese im Zeitraum 1995 bis 2009
auch unterteilt in Vollzeit, Teilzeit und Teilzeit-
äquivalente entwickelt?
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Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 22. September 2010
Die Anzahl der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Bund, Län-
der, Gemeinden und Zweckverbände) in Vollzeit und Teilzeit sowie
das daraus ermittelte Vollzeitäquivalent in den Jahren 1995 bis 2009
ergeben sich aus der nachstehenden Tabelle. Da die neuen Bundes-
länder von der Übermittlung des Vollzeitäquivalents an das Statisti-
sche Bundesamt bis 1997 ausgenommen waren, ist diese Angabe für
die Jahre 1995 bis 1997 nicht möglich. Bei der Ermittlung des Voll-
zeitäquivalents werden die Teilzeitbeschäftigten mit ihrem Anteil an
der Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten berücksichtigt.
t

lich 

lich 

lich 
Jahr Vollzeit Teilzeit Vollzeitäquivalen

1995 3.794.600 1.006.700 keine Angaben mög

1996 3.701.000 1.001.300 keine Angaben mög

1997 3.606.200 1.005.600 keine Angaben mög

1998 3.488.600 1.058.400 4.123.400

1999 3.361.200 1.072.500 4.017.600

2000 3.245.300 1.102.000 3.920.600

2001 3.103.800 1.106.000 3.776.900

2002 3.025.200 1.133.800 3.706.000

2003 3.955.300 1.171.000 3.654.100

2004 2.842.900 1.158.100 3.519.500

2005 2.735.500 1.160.500 3.411.500

2006 2.678.900 1.169.300 3.358.100

2007 2.572.900 1.139.900 3.240.700

2008 2.536.700 1.131.000 3.201.700

2009 2.534.200 1.139.600 3.204.400

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 6 
10. Abgeordneter
Ottmar

Schreiner

(SPD)
Wie unterteilt sich die Zahl der Beschäftigten
im öffentlichen Dienst nach Bund, Ländern
und Gemeinden/Kommunen aktuell, und wie
haben sich diese Zahlen im Zeitraum von 1995
bis 2009 entwickelt?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 22. September 2010
Die Anzahl der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes aufgeschlüs-
selt nach Bund, Ländern sowie Gemeinden und Zweckverbänden in
den Jahren 1995 bis 2009 ergibt sich aus der nachstehenden Tabelle.
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Jahr Bund Länder Gemeinden und
Zweckverbände

1995 546.300 2.453.400 1.801.500

1996 533.200 2.429.900 1.739.300

1997 526.400 2.401.900 1.683.400

1998 516.000 2.363.100 1.648.400

1999 510.200 2.313.700 1.609.700

2000 502.000 2.273.300 1.572.000

2001 493.800 2.178.900 1.537.100

2002 490.300 2.156.000 1.512.700

2003 491.100 2.155.300 1.479.900

2004 491.700 2.116.100 1.392.300

2005 481.400 2.076.900 1.337.800

2006 477.000 2.054.500 1.316.800

2007 474.200 1.948.200 1.290.400

2008 462.200 1.929.100 1.276.500

2009 460.400 1.921.500 1.291.800

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 14, Reihe 6 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
11. Abgeordneter
Max

Straubinger

(CDU/CSU)
Plant die Bundesregierung, die Vorschriften
der §§ 2049 und 2312 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs zu reformieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler
vom 29. September 2010
Am 1. Januar 2010 ist das Gesetz zur Reform des Erb- und Verjäh-
rungsrechts in Kraft getreten. Der Gesetzgeber hat sich in dem Ent-
wurf nicht mit dem landwirtschaftlichen Sondererbrecht befasst. Er
hat dazu keine Veranlassung gesehen, obwohl dies gerade wegen der
Änderungen im Pflichtteilsrecht nahegelegen hätte.

Die die Bundesregierung tragenden Parteien haben in ihrem Koali-
tionsvertrag über die gerade abgeschlossene Reform des Erbrechts
hinaus keine weiteren Reformen des Erbrechts vorgesehen. Die
Bundesregierung wird sich deshalb in der laufenden Legislaturperio-
de im Erbrecht mit der Gleichstellung nichtehelicher Kinder (vgl.
Bundesratsdrucksache 486/10) und dem Vorschlag für eine
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die
Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und die
Vollstreckung von Entscheidungen und öffentlichen Urkunden in
Erbsachen sowie zur Einführung eines Europäischen Nachlasszeug-
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nisses (KOM(2009) 154 endg.; Ratsdok. 14722/09 – vgl. Bundesrats-
drucksache 780/09) befassen.

Die Beschlüsse der Abteilung Zivilrecht des gerade zu Ende gegange-
nen 68. Deutschen Juristentages zeigen, dass es zur Beurteilung des
landwirtschaftlichen Sondererbrechts noch erheblichen Diskussions-
bedarf gibt: 37 Mitglieder des Deutschen Juristentages haben bei
23 Gegenstimmen und 25 Enthaltungen beispielsweise insoweit nicht
etwa eine Reform des Bürgerlichen Gesetzbuchs, sondern eine voll-
ständige Abschaffung der Sonderregelungen gefordert. Der Verlauf
dieser Diskussion, in der auf der anderen Seite auch gewichtige Stim-
men für die Beibehaltung des Landwirtschaftserbrechts streiten, soll
begleitet, deren Ergebnisse sollen abgewartet werden.
12. Abgeordneter
Max

Straubinger

(CDU/CSU)
Trifft es zu, dass Verfassungsbeschwerden von
weichenden Erben beim Bundesverfassungsge-
richt wegen Benachteiligung aufgrund der Be-
stimmungen der §§ 2049 und 2312 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs Erfolg gehabt haben?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Max Stadler

vom 29. September 2010
Das Bundesverfassungsgericht hat in seinen Entscheidungen vom
26. April 1988 (BVerfGE 78, 132, 144) und vom 14. Dezember 1994
(BVerfGE 91, 346, 356, insbesondere 363) die Vereinbarkeit des gel-
tenden landwirtschaftlichen Sondererbrechts mit dem Grundgesetz
festgestellt. In der Entscheidung vom 26. April 1988 war der Antrag-
steller allerdings wegen der Verfassungswidrigkeit eines schleswig-
holsteinischen Ausführungsgesetzes erfolgreich. Erfolgreiche Verfas-
sungsbeschwerden von weichenden Erben wegen deren Benachtei-
ligung durch die §§ 2049 und 2312 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
sind der Bundesregierung nicht bekannt.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
13. Abgeordneter
Dr. Dietmar

Bartsch

(DIE LINKE.)
Stimmt die Bundesregierung damit überein,
dass infolge einer zu engen Fassung des § 10
Absatz 1 Nummer 4 des Einkommensteuerge-
setzes (EStG) (vgl. Bundestagsdrucksache 17/
2823, S. 100) die Kirchensteuer, die im Rah-
men der Einkommensteuerveranlagung auf die
mit gesondertem Tarif nach § 32d Absatz 1
EStG ermittelte Einkommensteuer entfällt,
weiterhin nach § 10 Absatz 1 Nummer 4 EStG
als Sonderausgabe bei dem zu versteuernden
Einkommen und nicht wie intendiert lediglich
im Rahmen der Schedule private Kapitalein-
künfte berücksichtigt werden kann, womit im
Ergebnis Fallkonstellationen entstehen, in de-
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nen eine doppelte Berücksichtigung der Kir-
chensteuer als Sonderausgabe über § 32d Ab-
satz 1 Satz 3 und 4 EStG (Berücksichtigung
beim Kirchensteuerabzugsverpflichteten) und
nach § 10 Absatz 1 Nummer 4 EStG über den
Antrag einer gesonderten Veranlagung nach
§ 32d Absatz 4 EStG (spätere Berücksichti-
gung bei der Veranlagung ggf. unter Anrech-
nung der bereits einbehaltenen Kirchensteuer)
möglich ist (bitte mit Begründung), und wie
hat sich das Aufkommen aus der Kapitaler-
tragsteuer in den Kassenjahren 2004 bis 2009
entwickelt (bitte differenzieren nach Bundes-
ländern und Anzahl der Fälle)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 29. September 2010
Es ist zutreffend, dass Kapitalerträge, die nicht dem Abzug der Kapi-
talertragsteuer unterlegen haben (z. B. im Ausland angefallene Kapi-
talerträge), beim Sonderausgabenabzug für die gezahlte Kirchen-
steuer doppelt begünstigt sind (hierunter fallen nicht die Fälle des
§ 32d Absatz 4 EStG, da die für diese Norm einschlägigen Kapital-
erträge dem Kapitalertragsteuerabzug unterworfen waren). Hinter-
grund ist die Tatsache, dass diese Erträge im Rahmen der Einkom-
mensteuererklärung nach § 32d Absatz 3 EStG zu erklären sind. Bei
der Steuerfestsetzung wird anschließend die Abgeltungsteuer – bei
bestehender Kirchensteuerpflicht – pauschal um 25 Prozent der auf
die Kapitalerträge entfallenen Kirchensteuer gemindert (pauschalier-
ter Sonderausgabenabzug nach § 32d Absatz 1 Satz 3 bis 5 EStG).

Darüber hinaus kann für die auf diese Kapitalerträge erhobene Kir-
chensteuer zusätzlich der Sonderausgabenabzug nach § 10 Absatz 1
Nummer 4 EStG geltend gemacht werden. Denn nach dem bisheri-
gen Gesetzeswortlaut sind lediglich Kapitalerträge, die dem Abzug
der Kapitalertragsteuer unterlegen haben, vom allgemeinen Sonder-
ausgabenabzug ausgeschlossen. Im Übrigen wird auf die Gegenäuße-
rung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates
zum Entwurf eines Jahressteuergesetzes 2010 (vgl. Bundestagsdruck-
sache 17/2823, S. 38, zu Nummer 10) verwiesen.
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Entwicklung der Kapitalertragsteuer 2004 - 20
- in Mio. Euro - 

  2004 2005 2006 2007 2008 2

Nicht veranlagte Steuern 
vom Ertrag: 

Baden-Württemberg 1.178 1.234 1.251 1.562 2.094
Bayern 1.588 1.813 2.297 2.360 3.485
Berlin 168 254 279 370 456
Brandenburg 31 48 51 46 91
Bremen 37 56 74 75 92
Hamburg 1.124 387 517 1.121 1.066
Hessen 1.525 1.560 2.112 2.977 1.959
Mecklenburg-
Vorpommern 40 52 49 25 69
Niedersachsen 638 583 591 711 1.080
Nordrhein-Westfalen 2.606 3.170 3.773 3.454 4.726
Rheinland-Pfalz 530 322 384 501 638
Saarland 94 66 91 73 141
Sachsen 128 146 155 170 224
Sachsen-Anhalt 79 32 48 61 98
Schleswig-Holstein 95 156 168 217 255
Thüringen 58 74 63 67 101

Bundesgebiet 9.919 9.952 11.904 13.791 16.575 1
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Zinsabschlag (2004-2008), 
Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge 
(ab 2009): 

Baden-Württemberg 731 738 790 1.111 1.501
Bayern 1.109 1.167 1.214 2.150 2.339
Berlin 259 208 239 310 372
Brandenburg 19 19 22 29 45
Bremen 57 63 76 96 117
Hamburg 231 193 204 294 332
Hessen 2.590 2.727 3.025 4.179 5.104
Mecklenburg-
Vorpommern 7 6 7 12 19
Niedersachsen 362 367 409 693 725
Nordrhein-Westfalen 1.029 1.100 1.215 1.671 2.060
Rheinland-Pfalz 184 202 205 282 358
Saarland 42 42 48 68 92
Sachsen 37 40 47 71 92
Sachsen-Anhalt 15 14 16 23 38
Schleswig-Holstein 86 86 97 159 219
Thüringen 16 18 19 30 47

Bundesgebiet 6.773 6.990 7.633 11.178 13.459 1

Kapitalertragsteuer  
insgesamt 

Baden-Württemberg 1.909 1.972 2.041 2.673 3.596
Bayern 2.696 2.980 3.511 4.510 5.824
Berlin 427 462 518 680 828
Brandenburg 50 67 73 75 137
Bremen 94 119 150 171 209
Hamburg 1.355 579 721 1.414 1.397
Hessen 4.115 4.287 5.136 7.157 7.063
Mecklenburg-
Vorpommern 47 58 56 37 87
Niedersachsen 1.000 950 1.001 1.404 1.805
Nordrhein-Westfalen 3.634 4.271 4.989 5.125 6.786
Rheinland-Pfalz 714 524 589 784 996
Saarland 136 108 139 141 233
Sachsen 165 185 202 241 315
Sachsen-Anhalt 94 46 64 85 136
Schleswig-Holstein 181 242 265 376 473
Thüringen 73 92 82 98 148

Bundesgebiet 16.691 16.943 19.537 24.969 30.035 2
Angaben über die Anzahl der Fälle liegen dem Bundesministerium
der Finanzen nicht vor.
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14. Abgeordneter
Dr. Dietmar

Bartsch

(DIE LINKE.)
Stimmt die Bundesregierung damit überein,
dass das neu paraphierte Doppelbesteuerungs-
abkommen (DBA) mit den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten (VAE) zu Wettbewerbsnach-
teilen für deutsche Firmen infolge des Über-
gangs von der Freistellungs- auf die Anrech-
nungsmethode für Einkünfte aus unselbständi-
ger Arbeit führt, und tritt durch das rückwir-
kende Inkrafttreten zum 1. Januar 2009 eine
Fülle von Steuernachzahlungen bei den Arbeit-
nehmern auf, für die die Unternehmen ggf.
auch haften müssen (vgl. FINANCIAL
TIMES DEUTSCHLAND vom 21. September
2010, bitte mit Begründung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 28. September 2010
Vor dem Hintergrund der besonderen politischen Beziehungen mit
den Vereinigten Arabischen Emiraten stellt das neue am 1. Juli 2010
unterzeichnete Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) einen tragfä-
higen Kompromiss dar.

Die Vereinbarung, dass Deutschland im Verhältnis zu den VAE
Doppelbesteuerungen mittels der Anrechnungsmethode vermeidet,
ist ein Element dieses Kompromisses. Die Bundesregierung hat sich
im Verhältnis zu den VAE ausnahmesweise – aus Gründen der
Gleichmäßigkeit der Besteuerung – für diese Methodenvereinbarung
entschieden. Dabei ging es darum, keine sog. weißen Einkünfte ent-
stehen zu lassen, unter anderem auch im Hinblick darauf, dass
Einkünfte von in die VAE entsandten Arbeitnehmern dort nicht
besteuert werden.

Für das neue am 1. Juli 2010 unterzeichnete aber noch nicht in Kraft
getretene DBA VAE bereitet die Bundesregierung derzeit das Ge-
setzgebungsverfahren vor. Das DBA soll rückwirkend ab 1. Januar
2009 anzuwenden sein. Der Vertragsgesetzentwurf wird eine
Regelung enthalten, die schon aus verfassungsrechtlichen Gründen
für betroffene Arbeitnehmer eine rückwirkende Schlechterstellung
vermeidet.
15. Abgeordneter
Roland

Claus

(DIE LINKE.)
Welche Rolle spielten die Ergebnisse der Rele-
vanzprüfung nach den Vorgaben der „Arbeits-
hilfe Geschlechterdifferenzierte Gesetzes-
folgenabschätzung“ für die Politik des Bundes-
ministeriums der Finanzen in dieser Legisla-
turperiode, und inwiefern gibt es mögliche ge-
schlechtsungleiche Wirkungen des Entwurfs
des Haushaltsgesetzes 2011 auf das Politikfeld
des Arbeitsstabs „Angelegenheiten der neuen
Bundesländer“ im Bundesministerium des In-
nern?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 30. September 2010
Entsprechend der gemäß § 2 der Gemeinsamen Geschäftsordnung
der Bundesministerien vorzunehmenden geschlechterdifferenzierten
Gesetzesfolgenabschätzung wurden – wie in jedem Jahr – die Rege-
lungen des Haushaltsgesetzes 2011 daraufhin untersucht, ob sie den
unterschiedlichen Lebenssituationen und Interessen von Frauen und
Männern gerecht werden. Dabei wurde festgestellt, dass mit dem
Haushaltsgesetz 2011 im engeren Sinne, dem Gesamtplan und den
Übersichten zum Bundeshaushaltsplan 2011 sowie den Einzelplänen
lediglich der finanzielle Rahmen der Fachpolitiken beschrieben wird.
Mit dem Haushalt werden daher geschlechtsspezifische Rollen- und
Aufgabenverteilungen nicht festgeschrieben oder verändert. Es bleibt
Aufgabe der jeweiligen Fachpolitik, bei Inanspruchnahme des finan-
ziellen Ermächtigungsrahmens mögliche Wirkungen zu berücksichti-
gen.

Mögliche geschlechtsungleiche Wirkungen des Entwurfs des Haus-
haltsgesetzes 2011 auf das Politikfeld des Arbeitsstabes „Angelegen-
heiten der neuen Bundesländer“ im Bundesministerium des Innern
sind nach dortiger Einschätzung nicht gegeben.
16. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)
In welchem Umfang sind bisher die mit dem
§ 3 des Verwaltungsabkommens IV zur Braun-
kohlesanierung, der von 2008 bis 2012 einen
Finanzrahmen von insgesamt 262,1 Mio. Euro
vorsieht, möglichen weiteren Maßnahmen zur
Abwehr von Gefährdungen im Zusammen-
hang mit dem Wiederanstieg des Grundwas-
sers sowie sonstige Maßnahmen im Zusam-
menhang mit der Braunkohlesanierung finan-
ziert worden (bitte jeweils in Jahresscheiben
und mit Angabe der konkreten Projekte für
Maßnahmen zur Gefährdungsabwehr bei
Grundwasseranstieg sowie für sonstige Maß-
nahmen angeben)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 28. September 2010
Im Rahmen des § 3 des Verwaltungsabkommens IV zur Braunkohle-
sanierung wurden im Jahr 2008 Projekte mit einem Volumen von
insgesamt rd. 37,1 Mio. Euro und im Jahr 2009 Projekte mit einem
Volumen von rd. 35,7 Mio. Euro finanziert. Im Jahr 2010 werden
voraussichtlich Projekte mit einem Volumen von rd. 52,3 Mio. Euro
finanziert werden. Die folgende Übersicht enthält die erbetene Auf-
schlüsselung nach Projekten und Jahresschreiben.
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17. Abgeordneter
Klaus

Hagemann

(SPD)
In welchem Umfang insgesamt (jeweils nach
Mitgliedstaaten mit mehr als 11 Millionen Ein-
wohnern) gibt es aktuell beim Europäischen
Fonds für regionale Entwicklung, beim Euro-
päischen Sozialfonds und beim Kohäsions-
fonds Ausgabenreste, und in welcher Höhe
bestehen entsprechend Medienberichten
(„Brüssel entdeckt eine Milliarde Euro im EU-
Haushalt“, WELT ONLINE vom 21. Septem-
ber 2010) jeweils gebundene und ungebundene
Ausgabenreste im Bereich des Europäischen
Entwicklungsfonds?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 27. September 2010
Aktuelle und belastbare Daten über die Höhe eventueller Ausgaben-
reste im Bereich der EU-Kohäsions- und -Strukturfonds liegen für
das Jahr 2010 derzeit nicht vor. Die EU-Kommission veröffentlicht
jeweils im Frühjahr des Folgejahres, zuletzt im Mai 2010 für das
Jahr 2009, eine umfangreiche Analyse zu dem Haushaltsvollzug der
EU-Struktur- und -Kohäsionsfonds. Danach wurden für 2009 die
Verpflichtungen aus der aktuellen Förderperiode 2007 bis 2013 mit
99,9 Prozent nahezu vollständig gebunden. Haushaltsrechtlich kön-
nen Verpflichtungen, die für die Struktur- und Kohäsionsfonds ge-
bunden sind, nicht für andere Zwecke verwendet werden.

Der Europäische Entwicklungsfonds (EEF) ist ein von der EU-Kom-
mission verwaltetes Sondervermögen der Mitgliedstaaten, mit dem
Verpflichtungen aus dem AKP-EU-Partnerschaftsabkommen von
Cotonou erfüllt werden. Die mit dem 10. EEF für 2008 bis 2013 zu-
gesagten 22,682 Mrd. Euro werden durch jährliche Beiträge der EU-
Mitgliedstaaten sukzessive erbracht.

Bei der 1 Mrd. Euro für die vom EU-Kommissionspräsidenten José
Manuel Barroso angekündigte Millennium-Development-Goals-Initi-
ative handelt es sich um Mittel aus der sogenannten Reserve des
10. EEF. Diese Gelder sind im Rahmen der langfristigen Planung
noch nicht für konkrete Maßnahmen vorgesehen. Sie werden erst in
den kommenden Jahren bei den Mitgliedstaaten im Rahmen der ver-
einbarten jährlichen Mittelüberweisungen abgerufen.
18. Abgeordnete
Dr. Barbara

Hendricks

(SPD)
Welche „Tage des Aufenthalts“, die entgegen
sonstiger Übung „mitgezählt“ werden, sind in
der Verständigungsvereinbarung zur 183-Tage-
Regelung gemeint, die die Bundesregierung im
Rahmen des deutsch-französischen Doppelbe-
steuerungsabkommens am 16. Februar 2006
(veröffentlicht am 3. April 2006) getroffen hat
und in der es heißt: „Bei der Berechnung der
Aufenthaltsdauer werden Sonn- und Feiertage,
Urlaubs- und Krankheitstage und kurze Unter-
brechungen im Zusammenhang mit Reisen in
den Heimatstaat oder in dritte Länder als Tage
des Aufenthalts im Beschäftigungsland mitge-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/3114– 17 –
zählt, soweit sie im Rahmen bestehender Ar-
beitsverhältnisse anfallen und unter Berück-
sichtigung der Umstände, unter denen sie statt-
finden, nicht als Beendigung des vorüberge-
henden Aufenthalts angesehen werden kön-
nen.“?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 29. September 2010
Entgegen der üblichen Praxis werden nach der Verständigungs-
vereinbarung vom 16. Februar 2006 zur 183-Tage-Regelung des
deutsch-französischen Doppelbesteuerungsabkommens auch Tage
als Tage des Aufenthalts im Tätigkeitsstaat „mitgezählt“, an denen
sich der Arbeitnehmer nicht im Tätigkeitsstaat befindet. Wird der
Aufenthalt im Tätigkeitsstaat unterbrochen, ohne dass die nichtselb-
ständige Arbeit durch die Unterbrechung beendet wird, so zählen
auch die Tage der Unterbrechung als Aufenthaltstage im Tätigkeits-
staat. Hierbei ist der Grund der Unterbrechung unerheblich. Für die
Aufenthaltsdauer im Tätigkeitsstaat ist demnach die gesamte Zeit
vom Tag der ersten Anreise in den Tätigkeitsstaat bis zum Tag des
Verlassens nach Beendigung der nichtselbständigen Arbeit im Tätig-
keitsstaat maßgeblich.
19. Abgeordnete
Dr. Barbara

Hendricks

(SPD)
Wie kann die Bundesregierung sicherstellen,
dass unbillige Härten zulasten deutscher Ar-
beitnehmer, die vorübergehend in Frankreich
tätig sind, vermieden werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk
vom 29. September 2010
Eine Härtefallregelung existiert nicht.
20. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Waren der Leiter der Abteilung RS (Sicherheit
kerntechnischer Einrichtungen, Strahlen-
schutz, nukleare Ver- und Entsorgung) im
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit (BMU), Gerald
Hennenhöfer, oder sonstige BMU-Beamte an
der Erstellung/Vorbereitung des Term-Sheet
(sogenannter Geheimvertrag zwischen Bundes-
regierung und Stromkonzernen bzw. „Förder-
fondsvertrag“) beteiligt, bzw. wurden sie noch
in der Nacht vom 5. auf den 6. September
2010 deswegen angerufen?
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans Bernhard Beus

vom 24. September 2010
Der zuständige Abteilungsleiter des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat am 6. September 2010
auf Bitte der Verhandlungspartner erläutert, welche zusätzlichen
Elektrizitätsmengen (als Kalkulationsgrundlage für den Förderbei-
trag) sich aus der Laufzeitentscheidung bei Anwendung der Metho-
dik des Atomgesetzes ergeben.
21. Abgeordnete
Agnes

Krumwiede

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Gibt es Pläne, das Grundstück, auf dem sich
das „Parlament der Bäume“ befindet, nach
Ende der 10-jährigen Unterschutzstellung zu
verkaufen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 23. September 2010
Nein. Derzeit werden keine Veräußerungsüberlegungen für die in
der Frage benannte Fläche angestellt. Abweichende Pläne der Bun-
destagsverwaltung sind nicht bekannt.
22. Abgeordneter
René

Röspel
(SPD)
Wie viele Bundesmittel sind im Rahmen des
Konjunkturpakets II in die Region Hagen
sowie in den Ennepe-Ruhr-Kreis geflossen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 1. Oktober 2010
Das Bundesministerium der Finanzen hat keine Informationen darü-
ber, welche Mittel aus dem Sondervermögen „Investitions- und Til-
gungsfonds“ (ITF) in die Region Hagen sowie in den Ennepe-Ruhr-
Kreis geflossen sind.

Die im Rahmen des ITF zur Verfügung gestellten Mittel werden pro-
grammbezogen durch einzelne Bundesressorts, die Finanzhilfen
durch die Länder bewirtschaftet. Aus den regelmäßig von den Res-
sorts und den Ländern dem Bundesministerium der Finanzen über-
mittelten Informationen ergibt sich keine regionale Zuordnung von
Maßnahmen und Projekten im Sinne Ihrer Frage. Für einen regional
bezogenen Überblick über den Mitteleinsatz wäre eine Ressort- bzw.
Länderabfrage erforderlich gewesen, die in der Kürze der Zeit nicht
durchzuführen ist.
23. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hoch sind die Kostenersparnisse für die
HRE-Gruppe (HRE: Hypo Real Estate) bis
einschließlich September 2010, die sich durch
Ablösen der von der deutschen Finanzwirt-
schaft bereitgestellten Liquiditätsfazilität durch
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eine SoFFin-Garantie (SoFFin: Sonderfonds
Finanzmarktstabilisierung) seit Ende 2009 er-
geben haben (vgl. Pressemitteilung des SoFFin
vom 21. Dezember 2009), und wie hoch wären
diese Kostenersparnisse bis einschließlich Sep-
tember 2010 gewesen, wenn die Liquiditätshil-
fen im März 2009 nicht unverändert bis Ende
2009 verlängert worden wären, sondern bereits
im März 2009 durch eine für die HRE günsti-
gere SoFFin-Garantie ersetzt worden wären?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 27. September 2010
Bei der Ablösung der von der deutschen Finanzwirtschaft bereitge-
stellten Liquiditätsfazilität (so genannte Blue Fazilität) durch eine
SoFFin-Garantie im Dezember 2009 sind für die HRE die Gesamt-
kosten um ca. 0,25 Prozent p. a. gesunken. Auf einen Betrag von
43 Mrd. Euro (= ausstehendes Volumen im Dezember 2009) ergibt
sich daraus eine Ersparnis von ca. 9 Mio. Euro pro Monat.

Darüber hinaus konnte mit dem Finanzkonsortium aus deutschen
Banken und Versicherungen vereinbart werden, dass das Konsor-
tium auf einen so genannten Besserungsschein verzichtet. Die Zah-
lungen aus dem Besserungsschein wären fällig geworden, wenn die
HRE wieder in die Gewinnzone gekommen wäre. Deshalb ist dieser
Betrag nur schwer zu beziffern; er hätte sich jedoch aufgrund der
Konditionen des Besserungsscheins auf bis zu ca. 220 Mio. Euro be-
laufen können.

Wäre die Transaktion bereits im März 2009 restrukturiert worden,
wäre der Unterschied pro Monat vermutlich ähnlich gewesen. Hier-
bei ist allerdings zu berücksichtigen, dass das Finanzkonsortium sich
im Rahmen der Blue-Finanzierung mit einer Rückgarantie am Ri-
siko einer möglichen Zahlungsunfähigkeit der HRE in Höhe von
8,5 Mrd. Euro beteiligt hat. Erst mit dem vollständigen Erwerb des
Bundes im Oktober 2009 wurde diese Rückgarantie des privaten
Sektors für den Bund unerheblich. Die Blue Fazilität hat somit das
Risiko für den Bund deutlich reduziert. Da im März 2009 noch nicht
absehbar war, wann der Bund die HRE vollständig übernommen ha-
ben wird, wurde der Vertrag bis Ende 2009 verlängert.
24. Abgeordneter
Dr. Gerhard

Schick

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche praktischen oder rechtlichen Schwie-
rigkeiten verursachen die Voraussetzungen,
die der Entwurf der schweizerischen Verord-
nung über die Amtshilfe nach Doppelbesteue-
rungsabkommen (ADV) für eine Amtshilfe
vorsieht, in jedem Einzelfall oder in ihrer
Kombination für die deutsche Steuerverwal-
tung in ihrem Bemühen, Fälle grenzüberschrei-
tender Steuerhinterziehung aufzudecken, und
wie bewertet die Bundesregierung vor diesem
Hintergrund den Verordnungsentwurf?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hartmut Koschyk

vom 28. September 2010
Die Auswirkungen der Voraussetzungen, die Artikel 5 der schweize-
rischen Verordnung über die Amtshilfe nach Doppelbesteuerungsab-
kommen für die Amtshilfe zur Durchführung des innerstaatlichen
Steuerrechts der Vertragsstaaten enthält, auf die Aufdeckung von
Fällen grenzüberschreitender Steuerhinterziehung können erst dann
konkret beurteilt werden, wenn Erfahrungen mit Amtshilfeersuchen
vorliegen, die nach dem Inkrafttreten einer Revision der Informa-
tionsaustauschklausel in Artikel 27 des deutsch-schweizerischen Dop-
pelbesteuerungsabkommens vom 11. August 1971 (DBA) gestellt
werden.

Das derzeit geltende DBA sieht Amtshilfe zur Durchführung des in-
nerstaatlichen Rechts lediglich hinsichtlich beiderseits mit Freiheits-
strafe bedrohter Betrugsdelikte vor. Dies umfasst daher nicht Fälle
der Steuerhinterziehung, die nach schweizerischem Recht lediglich
mit einer Geldbuße geahndet wird. Amtshilfe zur Aufdeckung von
Fällen grenzüberschreitender Steuerhinterziehung wird daher erst
nach einer Erweiterung des Anwendungsbereichs der Amtshilfe mög-
lich sein.

Der am 26. März 2010 in Berlin paraphierte und nunmehr unter-
schriftsreife Entwurf eines Revisionsprotokolls zum DBA sieht eine
Ausweitung der Amtshilfe durch Anpassung der Informationsaus-
tauschklausel des DBA an das aktuelle OECD-Musterabkommen
(OECD: Organisation für wirtschaftliche Entwicklung und Zusam-
menarbeit) vor. Entsprechend dem OECD-Standard für Transparenz
und effektiven Informationsaustausch wird es die Verpflichtung ent-
halten, Informationen (einschließlich Bankinformationen) zu ertei-
len, die zur Durchführung der Besteuerung im ersuchenden Staat
„voraussichtlich erheblich“ sind. Die Darlegung eines Anfangsver-
dachts einer Steuerhinterziehung ist hierfür nicht erforderlich.

Die in Artikel 5 ADV genannten Anforderungen der Schweiz an ein
Amtshilfeersuchen waren Gegenstand der Revisionsverhandlungen
und haben zur Aufnahme von Protokollvorschriften in den Entwurf
geführt, die im Einklang mit dem OECD-Standard stehen. Dies be-
trifft insbesondere das Erfordernis der Identifizierung des betroffe-
nen Steuerpflichtigen sowie des Inhabers der angefragten Informa-
tion. Artikel 1 Satz 2 ADV stellt ausdrücklich klar, dass die Bestim-
mungen des im Einzelfall anwendbaren Abkommens den Bestim-
mungen der ADV vorgehen.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Vorschriften der
ADV der Erfüllung des OECD-Standards für effektiven Informa-
tionsaustausch, zu dessen Umsetzung sich die Schweiz mit Erklärung
des schweizerischen Bundesrates vom 13. März 2009 verpflichtet
hat, im Verhältnis zu Deutschland nach dem geplanten Revisionspro-
tokoll nicht entgegenstehen werden.
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25. Abgeordneter
Dr. Carsten

Sieling

(SPD)
Welchen Inhalt hat der Kompromiss zwischen
dem Bundesminister der Finanzen, Dr.
Wolfgang Schäuble, und dem Bundesminister
für Wirtschaft und Technologie, Rainer
Brüderle, zum Diskussionsentwurf der Bundes-
regierung für ein Gesetz zur Stärkung des An-
legerschutzes im Bereich des sog. Grauen Ka-
pitalmarktes, insbesondere hinsichtlich ge-
schlossener Fonds (Verlagerung der Aufsicht
über die Vermittler geschlossener Fonds von
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin) hin zu den Gewerbeämtern),
und wird dadurch das Gesetz im Bundesrat zu-
stimmungspflichtig?
26. Abgeordneter
Dr. Carsten
Sieling

(SPD)
Sind die geplanten Verbesserungen im Bereich
der Prospektvorgaben für sog. Graumarktpro-
dukte und die Streichung der Sonderverjäh-
rungsfristen z. B. für Schadenersatzansprüche
wegen fehlerhafter Angaben in Wertpapierpro-
spekten oder fehlender Prospekte auch von
dieser Streichung betroffen, bzw. plant die
Bundesregierung, diese im ursprünglichen Dis-
kussionsentwurf enthaltenen Verbesserungen
im Anlegerschutz aus dem Diskussionsentwurf
ebenfalls zu streichen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Hartmut Koschyk

vom 28. September 2010
In der Bundesregierung hat man sich darauf verständigt, die bislang
im Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Anlegerschutzes und
Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Kapitalmarktes enthalte-
nen Teile zur Regulierung des Grauen Kapitalmarktes aus diesem
Entwurf herauszulösen und in einem neuen Gesetzentwurf unter ge-
meinsamer Federführung der Bundesministerien der Finanzen
(BMF) und für Wirtschaft und Technologie (BMWi) zusammenzu-
fassen. Mit dem neuen Gesetzentwurf sollen Anteile an geschlosse-
nen Fonds als Finanzinstrumente qualifiziert werden, so dass deren
Vertrieb grundsätzlich der BaFin-Aufsicht unterfällt. Freie Vermitt-
ler geschlossener Fonds sollen indes – wie bisher – von den Gewerbe-
behörden beaufsichtigt werden. Die materiellen Anforderungen an
Erlaubnis und Vertrieb sollen deutlich verschärft werden: So werden
als Voraussetzung für die Erteilung einer gewerberechtlichen Erlaub-
nis die Ablegung einer IHK-Sachkundeprüfung (IHK: Industrie- und
Handelskammer) und der Nachweis einer Berufshaftpflichtversiche-
rung eingeführt. Zudem sollen auch gewerbliche Vermittler die bis-
her nur für Kreditinstitute geltenden Informations-, Beratungs- und
Dokumentationspflichten erfüllen und ein Beratungsprotokoll anfer-
tigen müssen. Damit werden die anlegerschützenden Vorschriften
des Wertpapierhandelsgesetzes in das Gewerberecht übernommen.
Die Neuregelung wird neben der Vermittlung von Anteilen an ge-
schlossenen Fonds auch die Vermittlung von Investmentfondsantei-
len umfassen. Der Gesetzentwurf ist im Bundesrat nicht zustim-
mungspflichtig.
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Durch den gemeinsamen Gesetzentwurf von BMF und BMWi soll
zusätzlich ein neues Gesetz über Vermögensanlagen erlassen werden,
das das derzeitige Verkaufsprospektgesetz ablöst. Geplant sind hier
aufgewertete Prospektvorgaben für Graumarktprodukte, verbunden
mit einer Kohärenz- statt wie bisher nur Vollständigkeitsprüfung der
Verkaufsprospekte durch die BaFin, die Einführung von Produktin-
formationsblättern für Graumarktprodukte sowie die Einführung er-
weiterter Anforderungen an die Erstellung von Jahresabschlüssen
der Emittenten von Vermögensanlagen sowie ihre Prüfung durch
einen Wirtschaftsprüfer. Auch an der geplanten Streichung von kapi-
talmarktrechtlichen Sonderverjährungsvorschriften wird in dem zu-
sätzlichen Gesetzesprojekt festgehalten.
27. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie sichert die Bundesregierung (etwa durch
Auflagen für die Geschäftsführung und Aus-
wechseln der Manager) nunmehr, dass die
immer neuen Finanzhilfen für die Hypo Real
Estate (HRE) von jetzt zusätzlichen 40 Mrd.
Euro und neuen Boni an Manager für Spekula-
tionsgeschäfte nicht verschleudert werden und
verpuffen, nachdem die bisher gewährten Hil-
fen in Höhe von weit mehr als 100 Mrd. Euro
an staatlichen Krediten und Garantien an die
HRE nicht mehr ausreichen, um Pleite und
Konkurs abzuwenden?
28. Abgeordneter
Hans-Christian

Ströbele

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wo sieht die Bundesregierung eine Obergren-
ze für staatliche Hilfen an die HRE, weil das
Risiko für den Bundeshaushalt und die Steuer-
zahler nicht mehr verantwortbar ist und die
HRE sich als „Fass ohne Boden“ erweist (sie-
he Antwort der Bundesregierung auf meine
Schriftlichen Fragen 40 und 41 auf
Bundestagsdrucksache 17/29)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 30. September 2010
Die Bundesregierung hat – mit Billigung der Europäischen Kommis-
sion – die Übertragung von Risikopositionen und nichtstrategischen
Geschäftsbereichen der HRE-Gruppe auf die Abwicklungsanstalt
der HRE zum 1. Oktober 2010 beschlossen. Das zu übertragende
Portfolio hat ein Volumen von voraussichtlich 191,1 Mrd. Euro und
setzt sich aus Krediten, Wertpapieren und Derivaten aus 69 verschie-
denen Rechtsordnungen zusammen.

Eine Transaktion von dieser Größenordnung ist bislang einmalig
und extrem komplex. Sie findet in einem Umfeld erheblicher Markt-
volatilität statt, aus der sich Risiken für die Liquidität der HRE erge-
ben haben. Die vom Finanzmarktstabilisierungsfonds gewährten
neuen Garantien über bis zu 40 Mrd. Euro waren notwendig, um die
Liquidität unmittelbar vor und während des Übertragungsvorgangs
zu sichern. Im Hinblick auf diesen klar definierten Zweck sind die
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Garantien in der Möglichkeit ihrer Inanspruchnahme und der Lauf-
zeit eng begrenzt: Die Inanspruchnahme ist nur bis zum 30. Septem-
ber möglich, und die Garantien haben die – für die Einreichung bei
der Deutschen Bundesbank erforderliche – Mindestlaufzeit von drei
Monaten bis Ende 2010. Damit werden die Risiken für den SoFFin
minimiert.

Die Abwicklungsanstalt der HRE, die der Rechts- und Fachaufsicht
der Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung unterliegt, soll die
von der HRE übernommenen SoFFin-Garantien von bis zu
140,48 Mrd. Euro zudem planmäßig durch eigene Emissionen bis
spätestens Mai 2011 vollständig ersetzen. Ab diesem Zeitpunkt sol-
len weder der HRE noch der Abwicklungsanstalt der HRE SoFFin-
Garantien gewährt werden. Mögliche unerwartete Verluste der Ab-
wicklungsanstalt der HRE hätte der SoFFin aufgrund seiner gesetz-
lich normierten Verlustausgleichs- bzw. Nachschusspflicht zu tragen:
Infolgedessen hat die Abwicklungsanstalt der HRE ein sog. AAA-
Rating erhalten, welches die jederzeitige Refinanzierung am Markt
ermöglichen wird.

Mit der Übertragung der Positionen auf die Abwicklungsanstalt der
HRE und die vorgesehene weitere Kapitalzuführung auf dann insge-
samt 9,95 Mrd. Euro wird eine wesentliche Voraussetzung für die
weitere Stabilisierung und erfolgreiche Restrukturierung der HRE
geschaffen. Diese Transaktion erlaubt der Deutschen Pfandbrief-
bank – die künftige operative Kernbank der HRE – die Konzentra-
tion auf ein zukunftsgerichtetes Geschäftsmodell. Die Maßnahmen
der Bundesregierung waren und sind damit insgesamt darauf ausge-
richtet, die Belastungen für den Steuerzahler aus der Schieflage der
HRE möglichst eng zu begrenzen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
29. Abgeordnete
Britta

Haßelmann

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie beurteilt es die Bundesregierung, dass eine
Verlängerung der Laufzeiten der deutschen
Atomkraftwerke um durchschnittlich zwölf
Jahre kommunalwirtschaftliche Investitionen
der Stadtwerke, die im Vertrauen auf einen
Atomausstieg getätigt wurden, zur Disposition
stellen würde sowie bereits errichtete Kraft-
werke in ihrer Wirtschaftlichkeit einschränken
würde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Hintze

vom 29. September 2010
Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Laufzeitverlängerung
keine nachteiligen Wirkungen auf den Wettbewerb im Energiesektor
hat. Unter anderem wird der überwiegende Teil der Zusatzgewinne
aus einer Laufzeitverlängerung über vertraglich zu vereinbarende
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Zahlungen der Kernkraftwerksbetreiber zugunsten des Bundes abge-
schöpft. Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, dass im Rahmen der
Haushaltskonsolidierung eine Kernbrennstoffsteuer eingeführt wird,
die ebenfalls die Kernkraftwerksbetreiber in Deutschland belastet.
Damit wird einer wirtschaftlichen Besserstellung der Kernkraft-
werksbetreiber vorgebeugt.

Die Bundesregierung gibt keine Prognose über die künftigen Er-
tragssituationen von Unternehmen ab. Sie weist jedoch darauf hin,
dass für Investitionen in Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen, die für
Stadtwerke besonders relevant sind, ein Einspeisevorrang und eine
Förderung nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz bestehen. Dies
gilt auch für erneuerbare Energien.

Darüber hinaus sind die Maßnahmen des Energiekonzepts in einem
Gesamtzusammenhang zu sehen. So hat die Bundesregierung dort
unter anderem weitere Maßnahmen aufgezeigt, um den Neubau
hocheffizienter und CCS-fähiger (CCS: CO2-Abscheidung und -Spei-
cherung) fossiler Kohlekraftwerke gerade durch kleinere Anbieter zu
fördern.
30. Abgeordnete
Ulla

Lötzer
(DIE LINKE.)
Welche Vertreter der Bundesregierung haben
an der 1. Sitzung der Ratsarbeitsgruppe zum
Verordnungsentwurf der EU-Kommission
über staatliche Beihilfen zur Erleichterung der
Stilllegung nicht wettbewerbsfähiger Steinkoh-
lebergwerke am 21. September 2010 teilge-
nommen, und welche Positionen haben sie da-
bei vertreten?
31. Abgeordnete
Ulla
Lötzer

(DIE LINKE.)
Ist es zutreffend, dass die Bundesregierung
bei der 1. Sitzung der Ratsarbeitsgruppe zum
Verordnungsentwurf der EU-Kommission
über staatliche Beihilfen zur Erleichterung der
Stilllegung nicht wettbewerbsfähiger Steinkoh-
lebergwerke lediglich einen Prüfvorbehalt
angemeldet und somit anders als die Länder
Rumänien und Spanien darauf verzichtet hat,
einen allgemeinen Vorbehalt gegen diese Ver-
ordnung einzulegen, und wenn ja, aus welchen
Gründen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 30. September 2010
An der 1. Sitzung der Ratsarbeitsgruppe „Wettbewerb“ zum Vor-
schlag der EU-Kommission für eine Verordnung des Rates über
staatliche Beihilfen zur Erleichterung der Stilllegung nicht wettbe-
werbsfähiger Steinkohlebergwerke am 21. September 2010 haben
seitens der Bundesregierung Vertreter des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Technologie und der Ständigen Vertretung der Bun-
desrepublik Deutschland bei der Europäischen Union teilgenom-
men.
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Die Bundesregierung hat entsprechend den Regeln der innerstaatli-
chen Koordinierung für EU-Angelegenheiten das im Vorfeld der Sit-
zung erzielte Beratungsergebnis in den Verhandlungen der Rats-
arbeitsgruppe umgesetzt. Dazu gehörte auch die Anmeldung eines
Prüfvorbehaltes, wodurch sich die weitere Verhandlungssituation für
Deutschland offen gestaltet.
32. Abgeordnete
Ingrid

Nestle

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche geeigneten Maßnahmen (bezogen auf
die Passage des Energiekonzeptes der Bundes-
regierung, S. 17) schlägt die Bundesregierung
vor, um keine nachteiligen Wirkungen auf den
Wettbewerb im Energiesektor durch eine Lauf-
zeitverlängerung entstehen zu lassen, und was
meint die Bundesregierung, wenn sie von einer
„Stärkung des Wettbewerbs“ spricht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Hans-Joachim Otto

vom 24. September 2010
Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Laufzeitverlängerung
keine nachteiligen Wirkungen auf den Wettbewerb im Energiesektor
zur Folge haben wird, zumal die neue Kernbrennstoffsteuer und wei-
tere Zahlungen der Kernkraftwerksbetreiber den überwiegenden Teil
der Zusatzgewinne abschöpfen und damit einer wirtschaftlichen Bes-
serstellung der Kernkraftwerksbetreiber durch die Laufzeitverlänge-
rung vorbeugen. Das Energiekonzept stellt gleichwohl klar, dass das
Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie die weitere wett-
bewerbliche Entwicklung regelmäßig beobachten wird. Sollte sich
aus dieser Prüfung Handlungsbedarf ergeben, würden ggf. geeignete
Korrekturmaßnahmen vorgeschlagen werden.

Im Übrigen sieht das Energiekonzept bereits jetzt eine Reihe von
Maßnahmen vor, die zugunsten kommunaler Unternehmen wirken.
Des Weiteren zielen wichtige Initiativen der Bundesregierung wie
die geplante Einrichtung einer Markttransparenzstelle, die Umset-
zung der neuen Gasnetzzugangsverordnung und die beschleunigte
Herstellung eines funktionierenden europäischen Marktverbunds auf
eine nachhaltige Stärkung des Wettbewerbs ab.
33. Abgeordnete
Ingrid

Nestle

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Was sind die bisherigen Ergebnisse der Netz-
plattform des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie, und wie werden diese
dargelegt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 30. September 2010
Die Arbeiten der Netzplattform sind in das Energiekonzept der Bun-
desregierung eingeflossen. Dort stellt die Bundesregierung fest, dass
ein modernes und leistungsfähiges Stromnetz die entscheidende Vo-
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raussetzung für eine Stromversorgung mit weiter wachsendem Anteil
erneuerbarer Energien ist. Um Verständnis und Akzeptanz für den
Leitungsausbau zu stärken, wird die Bundesregierung eine Informa-
tionsoffensive „Netze für eine umweltschonende Energieversor-
gung“ starten.

Nach dem 10-Punkte-Sofortprogramm zur Umsetzung des Energie-
konzepts wird die Bundesregierung die beim Bundesministerium für
Wirtschaft und Technologie eingerichtete Plattform als permanentes
Forum weiterentwickeln, auf dem sich die wichtigsten Interessenträ-
ger austauschen und Konzepte zur Bewältigung der Herausforderun-
gen für den Netzausbau entwickelt werden.
34. Abgeordnete
Ingrid
Nestle

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wer sind die offiziellen Mitglieder bzw. die
Teilnehmer an den Treffen (Interessenvertre-
ter, Unternehmen, Bundes- und Länderinstitu-
tionen) der Netzplattform des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Technologie, und wie
verlief der Auswahlprozess bzw. welche waren
die Kriterien für die Teilnahme an der Netz-
plattform und deren Treffen?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 30. September 2010
Die Netzplattform ist mit einer schlanken Teilnehmerstruktur gestar-
tet. In den Dialog mit den wichtigsten Akteuren für den Netzausbau
(insbesondere den Netzbetreibern und den Ländern) waren vor al-
lem Umweltverbände, Verbände der Energiewirtschaft, die Bundes-
netzagentur und die dena einbezogen. Im Grundsatz soll diese Teil-
nehmerstruktur auch beibehalten werden, wenn die Netzplattform
künftig als permanentes Forum arbeitet.
35. Abgeordneter
Alexander

Ulrich

(DIE LINKE.)
Wie begründet die Bundesregierung die Verzö-
gerung der Abgabe des Berichts zur Versor-
gungssicherheit im Stromsektor entsprechend
der Elektrizitätsrichtlinie (2003/54/EG) an die
EU-Kommission, und wann genau wird die
Bundesregierung den Bericht an die EU-Kom-
mission übermitteln?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann
vom 27. September 2010
Der Monitoringbericht des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Technologie wird auf einem externen Gutachten beruhen, das vom
BMWi bereits im Juni 2009 in Auftrag gegeben wurde. Das Gutach-
ten liegt dem BMWi zurzeit noch nicht vor. Die Veröffentlichung
des BMWi-Monitoringberichts zur Versorgungssicherheit in der
Elektrizitätswirtschaft wird sich daher bis in den Herbst 2010 ver-
schieben.
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36. Abgeordneter
Alexander

Ulrich

(DIE LINKE.)
Falls der Bundesregierung Bestandteile des Be-
richts fehlten bzw. fehlen, die zur Verzögerung
der Abgabe des o. g. Berichts entsprechend
der Elektrizitätsrichtlinie (2003/54/EG) führ-
ten, um welche Bestandteile handelt es sich ge-
nau, und warum fehlten bzw. fehlen sie?
Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann

vom 27. September 2010
Mit dem beauftragten Konsortium wurde vertraglich vereinbart, dass
ein gemeinsamer Schlussbericht vorgelegt wird. Dieser Schlussbe-
richt liegt dem BMWi noch nicht vor.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
37. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
In welchem quantitativen Umfang und auf wel-
cher Basis wurden im Entwurf für den Bundes-
haushalt 2011 Einsparungen beim Eingliede-
rungstitel (Kapitel 11 12 Titelgruppe 01 Titel
685 11) unterstellt, die aus der Umwandlung
von Pflicht- in Ermessensleistungen resultie-
ren, und was bedeutet dies für den Umfang
der in den einzelnen Regionaldirektionen bzw.
den Bundesländern verfügbaren Eingliede-
rungsmittel?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 1. Oktober 2010
Die für das Jahr 2011 im Eingliederungstitel vorgesehenen Minder-
ausgaben ergeben sich durch einen flexibleren, effizienteren und wir-
kungsorientierten Einsatz der Mittel sowie durch eine erwartete bes-
sere Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt und nicht infolge gesetzli-
cher Änderungen bei den Arbeitsmarktinstrumenten.
38. Abgeordnete
Anette

Kramme

(SPD)
Schlagen sich die erhöhten personellen Anfor-
derungen, die aus der Installierung von Fami-
lienlotsen in den JobCentern resultieren, beim
Ansatz für die Zahl der Mitarbeiterstellen in
den JobCentern nieder, und um wie viele zu-
sätzliche Mitarbeiterstellen handelt es sich
hierbei?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 1. Oktober 2010
Nach § 14 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (SGB I) besteht der-
zeit schon ein umfassender Beratungsanspruch von Antragstellern
oder aus einem Sozialleistungsverhältnis Verpflichteten gegenüber
dem jeweiligen Leistungsträger. Es ist beabsichtigt, diesen Anspruch
im Bereich des SGB II u. a. mit dem Ziel zu konkretisieren, dass Kin-
der und Jugendliche Zugang zu vorhandenen Angeboten der gesell-
schaftlichen Teilhabe erhalten. Organisatorische Vorgaben, wie sie in
der Frage unterstellt werden, sind nicht beabsichtigt. Aus den
genannten Gründen kann ein Mehraufwand weder festgestellt noch
beziffert werden.
39. Abgeordnete
Sabine

Zimmermann

(DIE LINKE.)
Wie gliedern sich die im September 2010 als
frei gemeldeten Stellen nach folgenden Merk-
malen auf: sozialversicherungspflichtige unbe-
fristete Vollzeitstellen/befristete Vollzeitstellen,
sozialversicherungspflichtige unbefristete Teil-
zeitstellen/befristete Teilzeitstellen, Minijobs
und Midijobs, Leiharbeit, Selbständige, und
wie lauten die entsprechenden Zahlen für
einen vergleichbaren Zeitpunkt nach den Kri-
sen 1993 und 2003?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 1. Oktober 2010
Die Daten zu den gemeldeten Arbeitsstellen für den September 2010
lagen zur Zeit der Beantwortung der Frage noch nicht vor (Veröf-
fentlichung am 30. September 2010), daher beziehen sich die Aus-
wertungen auf den August 2010. Als Vergleichszeitpunkt wurde ent-
sprechend der August 2003 gewählt. Für den Berichtsmonat August
1993 liegen die Informationen nicht in der gewünschten Differenzie-
rung vor.

Bei den der Bundesagentur für Arbeit gemeldeten Arbeitsstellen han-
delt es sich um Arbeitsstellen mit einer vorgesehenen Beschäftigungs-
dauer von mehr als sieben Kalendertagen, die bei der Bundesagentur
für Arbeit zur Besetzung gemeldet wurden. Das ist bei der Betrach-
tung von befristeten Arbeitsstellen zu beachten.

Die Arbeitsstellen umfassen nur ungeförderte Arbeitsstellenangebote
am so genannten ersten Arbeitsmarkt und setzen sich aus drei Ar-
beitsstellenarten zusammen:

– sozialversicherungspflichtige,

– geringfügige (Minijobs etc.) und

– sonstige Arbeitsstellen (z. B. Praktikantenarbeitsstellen).
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Ein Ausweis für gemeldete Arbeitsstellen im Midijobbereich ist nicht
möglich.

Auswertungen zu gemeldeten Arbeitsstellen aus der Arbeitnehmer-
überlassung erfolgen über die Wirtschaftszweigzuordnung (nach der
Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 2008) die
Bereiche 78.2 und 78.3 – Befristete Überlassung von Arbeitskräften
und Sonstige Überlassung von Arbeitskräften). Dabei ist zu beach-
ten, dass nur die gemeldeten Arbeitsstellen von den Betrieben erfasst
werden, deren Tätigkeitsschwerpunkt in dem entsprechenden Wirt-
schaftszweig der Arbeitnehmerüberlassung liegt. Da die Zuordnung
über den Wirtschaftszweig erfolgt, werden auch Arbeitsstellen der
Verleihbetriebe erfasst, die dem eigenen Personalbedarf der Stamm-
belegschaft dienen.

Nicht integraler Bestandteil der gemeldeten Arbeitsstellen sind Ar-
beitsstellen für Freiberufler und Selbständige, da diese Arbeitsstellen
nicht unter den Begriff der Beschäftigung im Sinne des § 7 SGB IV
fallen. In der folgenden Tabelle sind diese Arbeitsstellen daher nur
nachrichtlich erwähnt.

Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der folgenden Tabelle.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
40. Abgeordnete
Cornelia

Behm
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Entscheidung ist in Bezug auf die Bei-
hilfefähigkeit von Bejagungsschneisen (insbe-
sondere auch hinsichtlich der Frage, ob sie zu-
künftig als getrennter Schlag zu behandeln
sind und demnach ein gesonderter Beihilfe-
antrag zu stellen ist) getroffen worden, und
welche Haltung vertritt die Bundesregierung in
diesem Zusammenhang?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 1. Oktober 2010
Erlauben Sie mir zunächst vorauszuschicken, dass das auf Initiative
des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz im Jahr 2007 zusammen mit dem Deutschen Jagd-
schutzverband und dem Deutschen Bauernverband eingerichtete
Modellprojekt zur Schwarzwildbewirtschaftung in der Agrarland-
schaft und die Anlage von Bejagungsschneisen auch mir wichtige An-
liegen sind.

Bejagungsschneisen sind grundsätzlich beihilfefähig. Dabei sind al-
lerdings einige Fälle in der Praxis zu unterscheiden:

Wenn der Landwirt z. B. lediglich einen Streifen Mais, der als Beja-
gungsschneise dienen soll, früher erntet, ändert sich für die Beantra-
gung der Betriebsprämie gar nichts. Die Bejagungsschneise und die
angrenzende Maisfläche desselben Landwirts bilden in diesem Fall
einen einzigen Schlag, da diese Fläche am maßgeblichen Stichtag
(dies ist grundsätzlich immer der 15. Mai) komplett mit Mais bebaut
ist.

Sofern der Landwirt die Bejagungsschneise mit einer anderen Kultur
– z. B. Sommergerste – bebaut oder die Fläche aus der Erzeugung
nimmt und in gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand
erhält, muss die Bejagungsschneise separat im Antrag angegeben
und die Mindestparzellengröße eingehalten werden.

Die Einhaltung der Mindestparzellengröße von je nach Bundesland
0,1 bis 0,3 Hektar dürfte für die Landwirte auch in Bezug auf Beja-
gungsschneisen ohne größere Probleme möglich und aus Gründen
der besseren Bejagdbarkeit ohnehin sinnvoll sein.

Die separate Angabe der Bejagungsschneisen im Sammelantrag soll-
te ebenfalls keine Probleme bereiten, da diese i. d. R. geradlinig an-
gelegt werden und einer oder mehreren Maschinenbreiten entspre-
chen.

Würde man bei der Betriebsprämie anders als vorstehend beschrie-
ben vorgehen und z. B. die mit Sommergerste bestellte Bejagungs-
schneise der anliegenden Maisfläche zuschlagen, würde an anderer
Stelle erheblicher zusätzlicher bürokratischer Aufwand entstehen.
Denn dann müsste der Landwirt unter anderem zum Erhalt der Aus-
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gleichszulage in benachteiligten Gebieten und zum Erhalt der Beihil-
fe für bestimmte Agrarumweltmaßnahmen bzw. zum Erhalt gekop-
pelter Zahlungen sowie der Hopfenbeihilfe seine Flächen noch ein
zweites Mal im Antrag erklären. So kann z. B. für Sommergerste in
benachteiligten Gebieten grundsätzlich die Ausgleichszulage gewährt
werden, für Maisflächen aber nicht.

Die InVeKoS-Verordnung bietet zudem den Bundesländern die
Möglichkeit, unter bestimmten Bedingungen über eine Rechtsver-
ordnung Schläge zu einer landwirtschaftlichen Parzelle zusammenzu-
ziehen. Bejagungsschneisen und angrenzende landwirtschaftliche
Flächen können dann zusammen eine landwirtschaftliche Parzelle
bilden.
41. Abgeordneter
Alexander

Süßmair

(DIE LINKE.)
Welche tierschutzrechtlichen Verstöße sind
der Bundesregierung im Zusammenhang mit
der Haltung bzw. im Zusammenhang mit Auf-
lässen von Brieftauben in der laufenden Legis-
laturperiode bekannt geworden?
42. Abgeordneter
Alexander

Süßmair

(DIE LINKE.)
Wie beurteilt die Bundesregierung die bei Auf-
lässen von Brieftauben verwendeten Nest- und
Witwermethoden aus tierschutzrechtlicher Per-
spektive?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 23. September 2010
Bei der Haltung und Nutzung von Brieftauben sind die Vorschriften
des Tierschutzgesetzes zu beachten. Unter anderem ist es verboten,
einem Tier außer in Notfällen Leistungen abzuverlangen, denen es
wegen seines Zustandes offensichtlich nicht gewachsen ist oder die
offensichtlich seine Kräfte übersteigen. Es ist außerdem verboten, an
einem Tier im Training oder bei sportlichen Wettkämpfen oder ähn-
lichen Veranstaltungen Maßnahmen, die mit erheblichen Schmerzen,
Leiden oder Schäden verbunden sind und die die Leistungsfähigkeit
von Tieren beeinflussen können, anzuwenden.

Die Durchführung der tierschutzrechtlichen Vorschriften obliegt den
nach Landesrecht zuständigen Behörden. Diese treffen die zur Besei-
tigung festgestellter Verstöße und die zur Verhütung künftiger Ver-
stöße notwendigen Anordnungen. Ob die im Brieftaubensport ange-
wandten Methoden einen Verstoß gegen tierschutzrechtliche Vor-
schriften darstellen, ist im Einzelfall von den zuständigen Behörden
zu beurteilen. Der Bundesregierung sind im Zusammenhang mit der
Haltung bzw. im Zusammenhang mit Auflässen von Brieftauben in
der laufenden Legislaturperiode keine Fälle von Verstößen bekannt
geworden.
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43. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
Wie wird die Bundesregierung die im Zeit-
raum 2011 bis 2013 um ein Viertel aufgestock-
ten EU-Mittel für die nationalen Imkereipro-
gramme für diesen Zeitraum in Deutschland
konkret für die zentralen Herausforderungen
der Imkerei, wie Völkerverluste, Pflanzen-
schutzmittel, Varroamilbe und Imkernach-
wuchs, einsetzen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Julia Klöckner

vom 24. September 2010
Das von der Bundesregierung am 12. April 2010 beantragte und mit
Beschluss der EU-Kommission vom 14. September 2010 genehmigte
Dreijahresprogramm Deutschlands zur Verbesserung der Erzeu-
gungs- und Vermarktungsbedingungen für Bienenzuchterzeugnisse
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates und zur Fest-
legung der EU-Beteiligung an seiner Finanzierung sieht vor, dass
von 2011 bis 2013 jährlich Ausgaben für folgende Maßnahmen aus
Gemeinschaftsmitteln bis zu folgender Höhe finanziert werden:

– Technische Hilfe 0,676 Mio. Euro

– Bekämpfung der Varroose 0,478 Mio. Euro

– Rationalisierung der Wanderimkerei 0,013 Mio. Euro

– Förderung für Laboranalysen 0,104 Mio. Euro

– Wiederauffüllung des Bienenbestands 0,012 Mio. Euro

– Programme für angewandte Forschung 0,226 Mio. Euro.

Damit werden aus Gemeinschaftsmitteln insgesamt bis zu
1,511 Mio. Euro jährlich bereitgestellt, was im Vergleich zum letzten
Programm einer Mittelaufstockung um rd. 12 Prozent entspricht.

Die Bundesregierung begrüßt die von der EU-Kommission verkün-
dete Aufstockung der Fördermittel für Imker und für die Vermark-
tung von Imkereierzeugnissen in der EU. Inwieweit diese Mittel in
Deutschland letztendlich ausgeschöpft werden, wird allerdings von
der Antragstellung durch die relevanten Institutionen abhängen.
44. Abgeordnete
Dr. Kirsten

Tackmann

(DIE LINKE.)
Wie begründet die Bundesregierung ihre Posi-
tion, ein ,EU-weiter Pauschalbetrag („flat-ra-
te“) [sei] nicht gerechtfertigt‘ (Deutsch-Franzö-
sische Position für eine starke Gemeinsame
Agrarpolitik nach 2013 vom 14. September
2010), und an welche konkreten Kriterien
müsste ein Angleichen der Direktzahlungen
nach Ansicht der Bundesregierung gebunden
werden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 1. Oktober 2010
Die Bundesregierung nimmt die Diskussion über die Mittelumvertei-
lung zwischen den Mitgliedstaaten hinsichtlich einer gerechten und
angemessenen Mittelzuteilung zur Kenntnis. Ein EU-weiter Pau-
schalbetrag („flat-rate“), d. h. eine Verteilung der Direktzahlungen
nach dem Kriterium „landwirtschaftlich genutzte Fläche“ (LF), ist
angesichts der unterschiedlichen wirtschaftlichen Situation (z. B.
Lohnkosten, Pachtpreise, Kaufkraft) in den einzelnen Mitgliedstaa-
ten nicht zu rechtfertigen und würde zu erheblichen Umverteilungen
zwischen den Mitgliedstaaten führen. So würde Deutschland gegen-
über dem Status quo in 2013 rd. ein Viertel seines Prämienvolumens
verlieren.

Die Festsetzung der nationalen Obergrenzen für Direktzahlungen
sollte sich nach Ansicht der Bundesregierung grundsätzlich am der-
zeitigen Verteilungsschlüssel orientieren. Bei möglichen Änderungen
gegenüber dem Status quo sollte die Festsetzung der nationalen
Obergrenzen neben der Orientierung an dem bisherigen Verteilungs-
schlüssel nur zu einem kleinen Teil anhand objektiver, jedenfalls
WTO-konformer (WTO: Welthandelsorganisation) Kriterien erfol-
gen. Eventuelle Anpassungen gegenüber dem derzeitigen Vertei-
lungsschlüssel sollten innerhalb angemessener Übergangsperioden
schrittweise erfolgen. Eine abschließende Entscheidung über alle
finanzrelevanten Fragen wird erst im Zusammenhang aller Politiken
und des gesamten EU-Finanzrahmens einschließlich seiner Finanzie-
rung getroffen werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
45. Abgeordneter
Dr. Hans-Peter

Bartels

(SPD)
In wie vielen Fällen wurde im Jahr 2009 bei
der von den Kreiswehrersatzämtern in der
Bundesrepublik Deutschland durchgeführten
Musterung erstmalig eine gesundheitliche Be-
einträchtigung bei jungen Männern festge-
stellt, die einer weiteren ärztlichen Untersu-
chung bedurfte?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Thomas Kossendey

vom 22. September 2010
Ausweislich der Wehrmedizinalstatistik wurden im Jahr 2009 im
Rahmen der Musterung insgesamt 434 652 Erstuntersuchungen vor-
genommen, von denen 409 794 im gleichen Jahr abgeschlossen wur-
den. 15 148 dieser erstuntersuchten Wehrpflichtigen wurden als „vo-
rübergehend nicht wehrdienstfähig“ (T4) beurteilt, so dass nach
einem individuell festgelegten Zeitablauf eine erneute Untersuchung
durchzuführen war. Ob es sich bei den Gesundheitsstörungen, die zu
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diesem Musterungsergebnis führten, um solche handelte, die durch
den Musterungsarzt erstmalig festgestellt wurden oder um den Wehr-
pflichtigen bereits bekannte, kann dem vorliegenden Datenmaterial
nicht entnommen werden.

Von den 15 148 T4-Beurteilungen sind aus datentechnischen Grün-
den lediglich 6 716 hinsichtlich der entscheidungserheblichen Ge-
sundheitsstörungen statistisch auswertbar. Zudem führt nicht jede
bei der Erstuntersuchung entdeckte gesundheitliche Auffälligkeit zur
Beurteilung als „vorübergehend nicht wehrdienstfähig“ (T4). Viele
Auffälligkeiten haben die Vergabe des Tauglichkeitsgrades T5 zur
Folge und werden musterungsärztlich nicht weiter verfolgt. Möglich
ist auch, dass der Tauglichkeitsgrad T2 festgestellt und dem Wehr-
pflichtigen die Empfehlung mitgegeben wurde, sich mit der gesund-
heitlichen Auffälligkeit bei einem niedergelassenen Arzt zur weiteren
Diagnostik und ggf. auch zur Behandlung vorzustellen.
46. Abgeordneter
Dr. Hans-Peter

Bartels

(SPD)
Welcher Natur waren diese gesundheitlichen
Beeinträchtigungen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey
vom 22. September 2010
Bezogen auf die 6 716 auswertbaren Fälle (= 100 Prozent) ergibt sich
hinsichtlich der Ursachen für die Gesundheitsstörungen folgendes
Bild (ab mindestens 3 Prozent als Ursache):

Befund im Bereich Anzahl der T4-beurteilten WPfl

Zähne 1 946 (29,0 Prozent)

Drogen, Medikamente 853 (12,7 Prozent)

Gelenke 764 (11,4 Prozent)

Knochen 507 (7,5 Prozent)

Herz-Kreislauf 431 (6,4 Prozent)

Muskeln, Sehnen 306 (4,6 Prozent)

Psyche 296 (4,4 Prozent)

Über-/Untergewicht 290 (4,3 Prozent)

Nieren, Harnwege 273 (4,1 Prozent)

Eingeweide-/Zwerchfellbruch 234 (3,5 Prozent)

Zehen 206 (3,1 Prozent).
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47. Abgeordneter
Hans-Josef

Fell

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Seit wann gehört für die Bundeswehr das An-
bringen von Anti-Spallbeschichtungen sowie
von Käfigpanzerungen (bitte getrennt auffüh-
ren) zum Stand der Technik zum Schutz von
Fahrzeuginnenräumen sowie von Gebäudein-
nenräumen (bitte getrennt aufführen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 27. September 2010
Die Technologien „Anti-Spallbeschichtung“ und „Käfigpanzerung“
zum Schutz von Fahrzeug- sowie Gebäudeinnenräumen werden im
Rahmen der Schutzauslegung einbezogen.

Die Anti-Spallbeschichtung zur Minimierung der Splitterausbreitung
im Fahrzeuginneren ist Stand der Technik und wird bei geschützten
und gepanzerten Fahrzeugen der Bundeswehr zum Schutz der Insas-
sen verwendet.

Die Käfigpanzerungen als Schutz gegen Hohlladungsgeschosse, aus-
geführt als Stab- bzw. Netzpanzerung, sind zwar kurzfristig verfüg-
bar, müssen jedoch jeweils fahrzeugspezifisch angepasst werden.
Diese Systeme sind nicht an allen Stellen adaptierbar und bedeuten
eine Zusatzmasse von ca. 50 bis 120 kg pro m2. Da nicht alle ge-
schützten Fahrzeuge über eine solch große Gewichtsreserve verfügen
und diese Panzerungen nur eine Wirkung gegenüber speziellen Hohl-
ladungen bieten, gewährleisten sie keinen hinreichenden Schutz, so
dass von entsprechenden Montagen bislang abgesehen wurde.

Für den Schutz von Gebäudeinnenräumen wird eine Anti-Spallbe-
schichtung u. a. zur nachträglichen Härtung von Glasscheiben bei
vorhandener Infrastruktur verwendet.

Bei der Neuauslegung von Infrastruktur werden vorhandene Schutz-
technologien berücksichtigt. Im Gegensatz zu den gewichts- und vo-
lumenoptimierten Lösungen des Fahrzeugschutzes sind die Maßnah-
men des Splitterschutzes bei baulichen Maßnahmen integraler Be-
standteil der Bausubstanz.

Käfigpanzerungen werden bei festen Infrastrukturen nicht verwen-
det, da hier integrierte bauliche Schutzmaßnahmen mit einer entspre-
chenden Auslegung je nach Bedrohungsanalyse zur Anwendung
kommen.
48. Abgeordneter
Ulrich

Kelber

(SPD)
Wie hat sich die Personalstruktur im Bundes-
ministerium der Verteidigung in den Jahren
2005 bis 2009 entwickelt (bitte tabellarisch und
jeweils getrennt nach militärischen und zivilen
Mitarbeitern auflisten mit Aufschlüsselung
nach Zahl der Dienstposten im Kalenderjahr,
Zahl der sonstigen Bundeswehrmitarbeiter, die
im bzw. für das Bundesministerium gearbeitet
haben, Zahl der Mitarbeiter der privaten
Dienstleister im und für das Bundesministe-
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rium) und wie die Zahl der jeweils im Kalen-
derjahr geleisteten Überstunden bzw. darüber
hinaus geleisteten Mehrarbeitsstunden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey
vom 23. September 2010
Die Anzahl der im Bundesministerium eingerichteten Dienstposten
hat sich im Abfragezeitraum 2005 bis 2009 wie aus nachstehender
Tabelle ersichtlich entwickelt:
In den Jahren des Abfragezeitraums 2005 bis 2009 waren folgende
Vollzeitäquivalente in Form von Personalverstärkungen inklusive
Wehrübenden im Bundesministerium beschäftigt:
Die Zahl der Mitarbeiter privater Dienstleister, die im Bundes-
ministerium der Verteidigung (BMVg) in der Abteilung M in den
Referaten M/BF 1 und M/BF 2 im Rahmen des Austauschs mit der
Wirtschaft von 2005 bis 2009 eingesetzt waren, beträgt (Vollzeitäqui-
valente im Jahresdurchschnitt, gerundet):

2007: 1,8
2008: 1,3
2009: 0,7.

Im Abfragezeitraum 2005 bis 2009 hat sich die Zahl der erfassten
Mehrarbeitsstunden mit Stand jeweils Ende Dezember wie folgt ent-
wickelt:
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49. Abgeordneter
Ulrich

Kelber

(SPD)
Trifft es zu, dass im Vorgriff auf die geplante
Reform der Bundeswehr die Stäbe im BMVg
mit der Erarbeitung eines neuen Planes für die
Stabsarbeit beauftragt wurden, und wenn ja,
warum ist dabei als Vorgabe gewählt worden,
sich an den vorläufigen Vorstellungen der
Strukturkommission (u. a. Reduktion der Zahl
der Dienstposten im BMVg um mehr als
50 Prozent) zu orientieren, obwohl der Bun-
desminister der Verteidigung, Dr. Karl-Theo-
dor Freiherr zu Guttenberg, mehrfach betont
hat, dass in dieser Angelegenheit noch keine
Entscheidung getroffen wurde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 23. September 2010
In Umsetzung des Kabinettuntersuchungsauftrags vom 7. Juni 2010
und des sich daraus ableitenden Auftrags an den Bundesminister der
Verteidigung beauftragte der Staatssekretär Rüdiger Wolf am 28. Ju-
ni 2010 den Generalinspekteur der Bundeswehr, bis zum 20. August
2010 eine gesamtplanerische und militärpolitische Bewertung ein-
schließlich der Auswirkungen auf die Wehrform als Grundlage für
die Unterrichtung des Kabinetts vorzulegen.

Nach Vorlage der Bewertung wurden in deren Ergänzung auch Vor-
bereitungsmaßnahmen für die Entwicklung eines Ablaufplanes für
die weiterhin erforderliche Stabsarbeit getroffen. In diesem Zusam-
menhang wurden keinerlei Vorgaben bezüglich des Umfangs des
Bundesministeriums gemacht.
50. Abgeordneter
Wolfgang

Neskovic

(DIE LINKE.)
Wie viele Zivilpersonen wurden – wo genau –
nach dem 4. September 2009 durch Angehöri-
ge der Bundeswehr – und insbesondere durch
Mitglieder der Task Force 47 – in Afghanistan
getötet oder verletzt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 30. September 2010
Im Zusammenhang mit dem Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan
ist seit dem 4. September 2009 in zwei Fällen der Tod von afghani-
schen Zivilpersonen bekannt geworden. Mindestens fünf Personen
wurden verletzt.

Am 18. November 2009 wurden zwei Personen durch Schusswaffen-
gebrauch in der Stadt Kundus verletzt. Am 15. Januar 2010 wurden
zwei Afghanen durch Schusswaffengebrauch im Distrikt Kundus ver-
letzt. Am 17. Januar 2010 wurden durch Schusswaffengebrauch bei
einer Fahrzeugkontrolle im Distrikt Charah Darah eine Person getö-
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tet und eine weitere Person verletzt. Bei einem Verkehrsunfall am
8. März 2010 wurde eine Person in der Ortschaft Taloqan getötet.

Bei planmäßig durchgeführten Operationen der als Task Force 47
im ISAF (ISAF: Internationale Sicherheitsunterstützungstruppe)
Regionalkommando Nord – eingesetzten Spezialkräfte der Bundes-
wehr im Vorgehen gegen die auf der Joint Prioritized Effects List
der ISAF aufgeführten Ziele sind seit September 2009 keine Perso-
nen getötet worden. Über die Ausfälle der gegnerischen Seite im Ver-
lauf sonstiger Gefechtshandlungen, ausgelöst durch Hinterhalte und
sonstige unerwartete Angriffe der regierungsfeindlichen Kräfte, lie-
gen keine Angaben vor.

Eine genaue valide empirische Erfassung von Verletzten oder Getö-
teten in Afghanistan ist nicht möglich; Statistiken werden nicht ge-
führt. Dies ist insbesondere darin begründet, dass die in Gefechten
Getöteten oder Verletzten nicht durch die gegnerischen Kräfte zu-
rückgelassen werden, sondern stets geborgen und die Toten zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt – meist noch am selben Tage – bestattet
werden.

Darüber hinaus verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE. auf Bundestags-
drucksache 17/1813.
51. Abgeordneter
Wolfgang

Neskovic

(DIE LINKE.)
Wird in Fällen getöteter oder verletzter Zivil-
personen die jeweils zuständige Staatsanwalt-
schaft wegen des Verdachts einer strafbaren
Handlung von dem Vorgang in Kenntnis ge-
setzt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey
vom 30. September 2010
Ja, bei Vorliegen entsprechender tatsächlicher Kenntnisse.

Unberührt hiervon bleibt eine Abgabe an die Staatsanwaltschaft
nach § 33 der Wehrdisziplinarordnung durch die zuständige Diszipli-
narvorgesetzte oder den zuständigen Disziplinarvorgesetzten der Sol-
datin bzw. des Soldaten.
52. Abgeordneter
Omid
Nouripour

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann und in welchem Umfang plant die
Bundesregierung im Zusammenhang mit der
Umsetzung ihres Partnering-Konzeptes in
Afghanistan gegebenenfalls die Aufstockung
sanitätsdienstlicher Kapazitäten im Regional-
bereich Nord?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 24. September 2010
Zur Umsetzung des Partnering-Konzeptes bei ISAF werden zwei
deutsche Ausbildungs- und Schutzbataillone (AusbSchtzBtl) im Re-
gionalkommando Nord an den Standorten Masar-e Sharif (MES)
und Kundus (KDZ) aufgestellt. Während das AusbSchtzBtl KDZ
teilweise neu aufgestellt wurde und seit Anfang September 2010 ein-
satzbereit ist, wird das AusbSchtzBtl MES aus der Umgliederung
der bisherigen deutschen Schnellen Eingreiftruppe (Quick Reaction
Force, QRF) hervorgehen. Die volle Einsatzbereitschaft dieses Ba-
taillons soll Anfang November 2010 erreicht werden.

Beide Bataillone werden von je einer Sanitätskompanie beweglicher
Einsatz (SanKp bwglEins) sanitätsdienstlich unterstützt. Diese Un-
terstützung besteht sowohl in der mobilen notfallmedizinischen Ver-
sorgung mit Beweglichen Arzttrupps, Rettungstrupps sowie einer
Luftlanderettungsstation als auch im Bedarfsfall in der ersten notfall-
chirurgischen Versorgung mit einem leichten Luftlanderettungszent-
rum. Die SanKp bwglEins umfassen eine jeweilige Stärke von rd.
60 Soldatinnen und Soldaten. Lediglich das klinische Fachpersonal,
welches etwa 20 Prozent der Personalstärke der Kompanien aus-
macht, wird dabei zum Teil in Deutschland für eine bedarfsweise
kurzfristige Verlegung auf Abruf bereitgehalten. Die Aktivierung die-
ses spezialisierten Sanitätspersonals, das auch im Inland dringend be-
nötigt wird, ist im Rahmen von abgesetzten Operationen, entfernt
von den stationären Sanitätseinrichtungen, vorgesehen. Diese Ein-
satzform hat sich bereits im Zusammenhang mit Operationen der
QRF bewährt.

Während die SanKp bwglEins MES ohne Veränderungen aus der
SanKp bwglEins QRF hervorgehen wird, ist die SanKp bwglEins
KDZ im August 2010 neu aufgestellt worden. Das Sanitätspersonal
dieser Kompanie wurde aufgrund der Umgliederung im deutschen
Einsatzkontingent ISAF an anderer Stelle, insbesondere in den Sani-
tätskompanien der Provincial Reconstruction Teams in Kundus und
Faisabad, gewonnen. Das zusätzlich notwendig gewordene klinische
Fachpersonal der SanKp bwglEins KDZ wird sich aus dem Perso-
nal, das aufgrund des Abzuges der deutschen Operationsgruppe aus
dem französischen Einsatzlazarett in Kabul freigesetzt wird, rekrutie-
ren. Insofern bleibt die Gesamtstärke des Sanitätspersonals im deut-
schen Einsatzkontingent ISAF unverändert. Punktuell und zeitlich
begrenzte Erhöhungen von Personalstärken im Zusammenhang mit
der Aufstellung der SanKp bwglEins KDZ bleiben davon unberührt.
53. Abgeordneter
Christoph
Strässer

(SPD)
Ist die Bundeswehr an der Ausbildung von Sol-
daten oder Sicherheitskräften in Äthiopien
oder von äthiopischen Soldaten oder Sicher-
heitskräften in Deutschland beteiligt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 22. September 2010
Äthiopien gehört im Kontext der durch die Bundesregierung geleiste-
ten militärischen Ausbildungshilfe zur Gruppe der grundsätzlich för-
derungswürdigen Staaten, denen jährlich ein aktives Ausbildungsan-
gebot unterbreitet wird, um die Entwicklung demokratisch orientier-
ter Streitkräfte in Staaten und Regionen, deren Stabilität im deut-
schen Interesse liegt, zu fördern. Diese Ausbildung findet in
Deutschland statt. Insgesamt sind bisher 116 Angehörige des äthiopi-
schen Militärs in Deutschland ausgebildet worden.

Äthiopien wird für 2011 erstmals das Angebot eines bilateralen
Kooperationsprogramms erhalten, das aus neun Einzelmaßnahmen
in den folgenden Themenblöcken besteht: Expertengespräche im Be-
reich Sanitätswesen, Offizierausbildung Heer und Luftwaffe, VN-
Ausbildung, Streitkräfte in der Demokratie und Transformation der
Streitkräfte.

In Anlehnung an die Verfahren des Ausstattungshilfeprogramms der
Bundesregierung wird auf Bitten des äthiopischen Verteidigungsmi-
nisteriums in Kooperation mit der Deutschen Gesellschaft für Tech-
nische Zusammenarbeit (GTZ) eine Beratergruppe der Bundeswehr,
bestehend aus einem Stabsoffizier (Leiter) und vier Beraterfeldwe-
beln, ab Ende 2010 unter Federführung des Auswärtigen Amts die
Transformation des Technischen Kollegs in Holeta von einer zivil-
militärischen Berufsausbildungseinrichtung in eine überwiegend zivil
ausgerichtete Institution unterstützen.

Das Technische Kolleg in Holeta soll damit im Rahmen der Um-
strukturierung der äthiopischen Streitkräfte die Aus- und Fortbil-
dung von ehemaligen Soldaten für ihre Wiedereingliederung in das
zivile Leben unterstützen. Parallel dazu sollen Jugendliche verstärkt
die Möglichkeit zur Ausbildung in technischen Berufen erhalten.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
54. Abgeordnete
Bärbel

Bas

(SPD)
Welche Ressorts haben dem vom Bundesmi-
nisterium für Gesundheit verfassten und den
betroffenen Verbänden am 10. September
2010 zur Anhörung vorgelegten Referenten-
entwurf zu einem GKV-Finanzierungsgesetz
nicht zugestimmt und ggf. mit welcher inhaltli-
chen Begründung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 27. September 2010
Das Bundeskabinett hat am 22. September 2010 den Gesetzentwurf
zur nachhaltigen und sozial ausgewogenen Finanzierung der ge-
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setzlichen Krankenversicherung (GKV-Finanzierungsgesetz) einver-
nehmlich beschlossen.
55. Abgeordnete
Bärbel

Bas
(SPD)
Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög-
lichkeit, die sich aus den Regelungen des Refe-
rentenentwurfs zum GKV-Finanzierungsge-
setz des Bundesministeriums für Gesundheit
ergibt, nach der auch bei einem durchschnittli-
chen Zusatzbeitrag von 0 Euro Krankenkassen
Zusatzbeiträge erheben werden, und mit wel-
chen Steuermindereinnahmen rechnet die Bun-
desregierung in den Jahren 2011, 2012 und
2013 durch die steuerliche Absetzbarkeit der
beabsichtigten einkommensunabhängigen Zu-
satzbeiträge?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 27. September 2010
Der durchschnittliche Zusatzbeitrag wird nach § 242a des Fünften
Buches Sozialgesetzbuch in der Fassung des GKV-Finanzierungs-
gesetzes künftig jährlich zum 1. November mit Wirkung für das
Folgejahr verbindlich festgelegt. Er ist für die Durchführung eines
gerechten Sozialausgleichs erforderlich, der mit dem GKV-Finanzie-
rungsgesetz eingeführt wird.

Die Höhe des durchschnittlichen Zusatzbeitrags ergibt sich prospek-
tiv aus der Differenz zwischen den voraussichtlichen jährlichen Aus-
gaben der Krankenkassen und den voraussichtlichen jährlichen Ein-
nahmen des Gesundheitsfonds, die für die Höhe der Zuweisungen
nach den §§ 266 und 270 SGB V zur Verfügung stehen, geteilt durch
die voraussichtliche Zahl der Mitglieder der Krankenkassen, wiede-
rum geteilt durch die Zahl 12. Zusätzlich werden die erforderlichen
Mittel für die vorgeschriebene Auffüllung der Rücklage aller Kran-
kenkassen auf den in § 261 Absatz 2 Satz 2 SGB V genannten Min-
destwert berücksichtigt, soweit unerwartete außergewöhnliche Aus-
gabenzuwächse in der GKV eingetreten sind.

Der vom Bundeskabinett am 22. September 2010 beschlossene Ent-
wurf eines Gesetzes zur nachhaltigen und sozial ausgewogenen Fi-
nanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung sieht des Weiteren
vor, dass die Krankenkassen kassenindividuelle Zusatzbeiträge
grundsätzlich in beliebiger Höhe erheben können. Insoweit ist es
denkbar, dass eine Krankenkasse aufgrund ihrer wirtschaftlichen
Situation einen Zusatzbeitrag erhebt, obwohl der durchschnittliche
Zusatzbeitrag bei null liegt.

Die Zusatzbeiträge in der GKV sind grundsätzlich als Sonderausga-
ben abziehbar und vermindern somit das zu versteuernde Einkom-
men. Die Höhe der damit verbundenen Steuermindereinnahmen
hängt von den steuerlichen Verhältnissen und den individuellen Zu-
satzbeiträgen im Einzelfall ab; ihre Höhe ist daher derzeit noch nicht
valide bezifferbar.
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56. Abgeordnete
Dr. Martina

Bunge

(DIE LINKE.)
In welchem Umfang müssen Krankenkassen
die Fahrkosten für die Nachsorgeuntersuchun-
gen im transplantationsdurchführenden Kran-
kenhaus nach einer Organspende erstattet wer-
den, wenn die Organspende in einer entfernten
Klinik genehmigt wurde und damit entspre-
chend notwendig war, und sieht die Bundesre-
gierung Änderungsbedarf hinsichtlich der Er-
stattung dieser Fahrkosten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 24. September 2010
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts gehö-
ren im Zusammenhang mit der Organtransplantation beim Organ-
spender entstehende Aufwendungen als Nebenleistungen zu der dem
Organempfänger zu gewährenden Krankenhilfe (Urteil des Bundes-
sozialgerichts vom 12. Dezember 1972, Az. 3 RK 47/70).

Nach den Regelungen des Transplantationsgesetzes (§ 8 Absatz 3
Satz 1) darf die Entnahme von Organen erst durchgeführt werden,
nachdem sich der Spender zur Teilnahme an einer ärztlich empfohle-
nen Nachbetreuung bereit erklärt hat.

Die einem Organspender im Zusammenhang mit der Nachbetreuung
entstehenden Aufwendungen für Fahrkosten sind deshalb als Neben-
leistung im Rahmen der Behandlung des versicherten Empfängers
von der Krankenkasse des Organempfängers zu übernehmen.

Zuzahlungen sind insoweit nicht zu leisten. Zu berücksichtigen sind
die allgemeinen Grundsätze einer ausreichenden, zweckmäßigen und
wirtschaftlichen Versorgung wie z. B. die Auswahl des Beförderungs-
mittels nach medizinischen Kriterien.

Änderungsbedarf wird von der Bundesregierung nicht gesehen.
57. Abgeordneter
Roland

Claus

(DIE LINKE.)
Welche Ursachen sieht die Bundesregierung
dafür, dass die Sterblichkeit aufgrund von
Brustkrebserkrankungen in den ostdeutschen
Ländern rd. 20 Prozent unter der in den west-
deutschen Ländern liegt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz
vom 30. September 2010
„Seit den 1990er-Jahren ist in Ost- und Westdeutschland nach einem
vorhergehenden Anstieg ein deutlicher Rückgang der Brustkrebs-
sterblichkeit zu verzeichnen, wobei die Rate der neuen Länder um
ca. ein Fünftel unter der der alten Länder liegt und sich der Abstand
zwischen den neuen und den alten Bundesländern nicht wesentlich
verringert hat“, so die Einschätzung im Gesundheitsbericht des Ro-
bert Koch-Instituts „20 Jahre nach dem Fall der Mauer: Wie hat sich
die Gesundheit in deutschland entwickelt?“.
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Ein Vergleich der altersstandardisierten Sterberaten der Frauen an
Brustkrebs zeigt für den Zeitraum 2004 bis 2006 erheblich niedrigere
Raten in allen fünf neuen Ländern. Die Sterblichkeit an Brustkrebs
fiel in den Jahren 1994 bis 1996 für Frauen in allen Altersgruppen
zwischen 30 und 69 Jahren in den neuen Ländern niedriger aus als
im früheren Bundesgebiet. Nur Frauen der jüngsten dargestellten Al-
tersgruppe von 30 bis 34 Jahren wiesen im Vergleich dazu im Zeit-
raum von 2004 bis 2006 in den neuen Ländern keine niedrigeren
Sterberaten an Brustkrebs auf als im früheren Bundesgebiet.

Zu höheren Brustkrebssterberaten führen u. a. ein höheres Alter bei
der Erstgeburt eines Kindes, weniger Kinder und Kinderlosigkeit.
Das Statistische Bundesamt hat in einer Sondererhebung unter ande-
rem das Alter der Mütter bei der ersten Geburt in den neuen und al-
ten Bundesländern ermittelt. Frauen der Geburtsjahrgänge 1952 bis
1971 in den neuen Ländern hatten ihre Erstgeburt im Mittel um drei
bis vier Jahre früher als Frauen im früheren Bundesgebiet. Das galt
für Frauen aller sozialen Schichten in der ehemaligen DDR, auch für
Akademikerinnen, die im Westen häufiger spätere Erstgeburten auf-
weisen.

Allerdings deutet sich für Frauen der Geburtsjahrgänge 1972 bis
1976, deren erste Geburt in die Zeit nach der Wiedervereinigung
Deutschlands fiel, bereits eine Angleichung der Verhältnisse an. In
den neuen Ländern ist das mittlere Alter der Erstgebärenden mittler-
weile von 22 Jahren (für Frauen der Geburtsjahrgänge 1947 bis
1961) auf 25 Jahre (für Frauen der Geburtsjahrgänge 1972 bis 1976)
angestiegen. In den alten Bundesländern ist das Alter der Erstgebä-
renden aktuell von nahezu 27 Jahren (für Frauen der Geburtsjahr-
gänge 1947 bis 1961) auf unter 26 Jahre (für Frauen der Geburts-
jahrgänge 1972 bis 1976) gefallen.

Vor diesem Hintergrund sieht die Bundesregierung im unterschiedli-
chen reproduktiven Verhalten der Frauen in Ost- und Westdeutsch-
land vor der Wiedervereinigung eine mögliche Ursache für niedrige-
re Sterberaten an Brustkrebs in den neuen Ländern.
58. Abgeordnete
Inge

Höger
(DIE LINKE.)
Hat das Bundesministerium für Gesundheit ge-
mäß der Aufforderung durch die Konferenz
der Gleichstellungs- und Frauenminister der
Länder vom 10. und 11. Juni 2010 dem GKV-
Spitzenverband deutlich gemacht, dass die ge-
setzlichen Krankenkassen gemäß dem GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG) ih-
rer Verpflichtung zur Leistungsgewährung von
Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen für
Mütter und Väter und zur Einhaltung der ge-
setzlichen Dokumentationsvorschriften gemäß
§ 23 Absatz 4 i. V. m. § 24 Absatz 1 Satz 1
SGB V nachzukommen haben, und wenn ja,
inwieweit setzt der GKV-Spitzenverband diese
Vorgaben um?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 29. September 2010
Mutter-/Vater-Kind-Maßnahmen sind wichtige Bausteine für eine er-
folgreiche Prävention und Rehabilitation. Als Folge der durch das
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz getroffenen Maßnahmen hat es
bei den Ausgaben für diese Leistungen in den Jahren 2007 und 2008
deutliche Steigerungsraten gegeben.

Aktuell wird von verschiedenen Seiten Kritik an der Bewilligungs-
praxis der Krankenkassen erhoben. Zur Klärung der Situation ist zu-
nächst die Auswertung der Daten der durch das GKV-Wettbewerbs-
stärkungsgesetz eingeführten Antrags- und Bewilligungsstatistik ab-
zuwarten, die – als Teil der Statistik KG 5 – dem Bundesministerium
für Gesundheit am 27. September 2010 übermittelt worden ist und
die derzeit noch geprüft wird. Weiterem Klärungsbedarf wird das
Bundesministerium für Gesundheit im Kontakt mit den Beteiligten,
insbesondere mit dem GKV-Spitzenverband, ggf. nachgehen.

Ich verweise im Übrigen auf die Antworten der Bundesregierung auf
die Schriftlichen Fragen der Abgeordneten Caren Marks vom 9. Au-
gust 2010 (zu den Fragen 83 und 84 auf Bundestagsdrucksache 17/
2748), der Abgeordneten Kathrin Senger-Schäfer vom 9. August
2010 (zu Frage 86 auf Bundestagsdrucksache 17/2748), der Abge-
ordneten Karin Roth vom 3. September 2010 (zu Frage 101 auf
Bundestagsdrucksache 17/2892) und der Abgeordneten Dagmar
Ziegler vom 21. September 2010 (zu Frage 74 auf Bundestagsdruck-
sache 17/3008).
59. Abgeordneter
Sönke

Rix

(SPD)
Bei welchen Pflegestützpunkten wurden Pfle-
gebedürftige, pflegende Angehörige und Initia-
tiven des Ehrenamts sowie der Selbsthilfe be-
teiligt und demzufolge bezuschusst, wie es der
§ 92c des Elften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB XI) vorsieht, und wie ist der Sachstand
zur Umsetzung des § 45d SGB XI, demzufolge
ehrenamtliche Strukturen sowie die Selbsthilfe
in der Pflege gestärkt werden sollen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 1. Oktober 2010
Insgesamt wurden bisher für 16 Pflegestützpunkte Anträge auf An-
schubfinanzierung nach § 92c Absatz 5 SGB XI bewilligt. Bei 14 An-
trägen wurden dabei auch Mittel für die Einbindung des Ehrenamts
und der Selbsthilfe in Höhe von bis zu 5 000 Euro je Stützpunkt be-
willigt. Weitere 31 Anträge befinden sich in der Prüfung. Bis zum
Auslaufen der Förderung des Aufbaus von Pflegestützpunkten ist
mit einer Reihe von weiteren Anträgen zu rechnen. Im Rahmen der
Umsetzung des § 45d SGB XI wurden bisher für 60 Maßnahmen
zur Förderung des Auf- und Ausbaus von Strukturen des Ehrenamts
und der Selbsthilfe vom Ausgleichsfonds der Pflegeversicherung
rd. 208 000 Euro bewilligt. Im Rahmen der Kofinanzierung stellen
die Länder bzw. Kommunen ebenfalls Mittel in gleichem Umfang
zur Verfügung.
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60. Abgeordnete
Sonja

Steffen

(SPD)
Wann plant die Bundesregierung, die Novellie-
rung der Apothekenbetriebsordnung abzu-
schließen und die Verordnung zu erlassen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr
vom 27. September 2010
Das Bundesministerium für Gesundheit hat auf Fachebene konstruk-
tive Gespräche zur Novellierung der Apothekenbetriebsordnung mit
den betroffenen Verbänden geführt. Ein Referentenentwurf wird
derzeit unter Berücksichtigung dieser Gespräche und der erhaltenen
Stellungnahmen erarbeitet. Ein konkreter Zeitpunkt für den Ab-
schluss des Verfahrens und für das Inkrafttreten der Verordnung
kann derzeit nicht genannt werden, wird aber nicht mehr im Jahr
2010 sein, da die Verordnung der Zustimmungspflicht durch den
Bundesrat unterliegt.
61. Abgeordnete
Sonja

Steffen

(SPD)
Welche inhaltlichen Änderungen sind für die
Apothekenbetriebsverordnung vorgesehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 27. September 2010
Die Apothekenbetriebsordnung muss angesichts vielfältiger Entwick-
lungen novelliert werden, die letzte Novelle stammt aus dem Jahr
1987. Hauptziel der Novellierung ist die Verbesserung der Patienten-
sicherheit, insbesondere durch die Stärkung der Beratungspflicht, die
Einführung eines Qualitätsmanagementsystems, die Präzisierung der
Anforderungen an Arzneimittelherstellung und -prüfung sowie die
Verbesserung der Versorgung im Nahbereich der Apotheken. Dazu
gehört auch die Abstimmung der Bedingungen zwischen Versand-
und Präsenzapotheken, so dass etwaige Nachteile der Präsenzapo-
theken beseitigt werden. Als heute entbehrlich angesehene Regelun-
gen sollen im Sinne einer Deregulierung entfallen.
62. Abgeordnete
Sonja

Steffen

(SPD)
Was für Regelungen und Bestimmungen sind
in der Verordnung für den Bereich der Verblis-
terung vorgesehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 27. September 2010
Die in der Apothekenbetriebsordnung enthaltenen Regelungen zur
allgemeinen Arzneimittelherstellung sollen bezüglich der Verbliste-
rung präzisiert werden. Dies betrifft insbesondere die Herstellungs-
räume sowie die entsprechende Dokumentation über die Herstel-
lung.
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63. Abgeordneter
Dr. Harald

Terpe

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Haltung hat die Bundesregierung zu
dem Vorschlag der EU-Kommission, pharma-
zeutischen Unternehmen die direkte Informa-
tion über verschreibungspflichtige Arzneimit-
tel auch in Medien zu gestatten, wie dies in
dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Änderung
der Richtlinie 2001/83/EG zur Schaffung eines
Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel
in Bezug auf die Information der breiten Öf-
fentlichkeit über verschreibungspflichtige Arz-
neimittel vorgesehen ist, und hat sich an der
grundsätzlich ablehnenden Haltung der Bun-
desregierung gegenüber diesen Vorschlägen
insgesamt etwas geändert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 27. September 2010
Der von der EU-Kommission am 10. Dezember 2008 als Teil des
sog. Pharmapakets vorgelegte Vorschlag für eine Verordnung und
für eine Richtlinie zur Änderung des Gemeinschaftsrechts in Bezug
auf die Information der breiten Öffentlichkeit über verschreibungs-
pflichtige Humanarzneimittel ist bei der Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten, wie auch bei Deutschland, auf Ablehnung gestoßen. In der vor-
gelegten Fassung werden die von der EU-Kommission vorgeschlage-
nen Regelungen zur Erreichung des gemeinsamen Ziels einer verbes-
serten Patienteninformation in rechtlicher, gesundheitspolitischer
und bürokratischer Hinsicht von der Bundesregierung weiterhin kri-
tisch gesehen.

Der für den Pharmabereich zuständige Kommissar für Gesundheit
und Verbraucherschutz, John Dalli, hat erklärt, dass die EU-Kom-
mission die Notwendigkeit einer verbesserten Patienteninformation
über verschreibungspflichtige Arzneimittel unter besonderer Berück-
sichtigung der Patientenperspektive in klarer Unterscheidung zwi-
schen Information und Werbung erkenne. In diese Richtung gehen-
den Änderungswünsche des Europäischen Parlaments (EP) wird die
EU-Kommission voraussichtlich verstärkt Rechnung tragen. Die ers-
te Lesung des EP hat sich verzögert und ist jetzt für Ende 2010 ange-
kündigt. Die in der Stellungnahme des EP enthaltenen Abänderun-
gen zu den Vorschlägen der EU-Kommission bleiben abzuwarten.

Die Bundesregierung erkennt grundsätzlich an, dass es bei der
Patienteninformation Verbesserungspotenziale gibt und ist bereit,
Regelungen zu unterstützen, die zu mehr Transparenz bei produkt-
bezogenen Informationen zu verschreibungspflichtigen Arzneimit-
teln führen.

Dazu gehören nach Auffassung der Bundesregierung zum einen re-
gulatorische Klarstellungen zur Zulässigkeit der Weitergabe aller be-
hördlich autorisierten Informationen (Packungsbeilage, Fachinfor-
mation, öffentlicher Bewertungsbericht) auf Anfrage an Patienten
auch durch die pharmazeutische Industrie. Durch bereits autorisierte
Produktinformationen kann eine ausgewogene Darstellung des Arz-
neimittels mit dem jeweiligen Nutzen und den Risiken gegenüber
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Patienten gewährleistet werden. An diesen Vorgaben orientierte Mo-
difizierungen des Gemeinschaftsrechts sind überlegenswert, ins-
besondere wenn die Rechtsprechung eine Klarstellung erforderlich
machen sollte. Die Bundesregierung erwartet insoweit mit Interesse
die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes zu der Reichweite
des gemeinschaftsrechtlich festgelegten Publikumswerbeverbotes in
Abgrenzung zur gewünschten Arzneimittelinformation. Die Weiter-
gabe bereits behördlich geprüfter Informationen macht zudem die in
Deutschland und anderen Mitgliedstaaten verfassungsrechtlich prob-
lematischen Vorabkontrollen entbehrlich.

Zum anderen unterstützt die Bundesregierung die laufenden Arbei-
ten, die auf die Veröffentlichung der Ergebnisse aller klinischen Prü-
fungen – ob positiv oder negativ – in einer europäischen Datenbank
abzielen. Eine solche Veröffentlichung aller Ergebnisse vermittelt
eine ausgewogene Darstellung von Nutzen und Risiken eines Arznei-
mittels und berücksichtigt Informationsinteressen der Fachöffentlich-
keit und der Patientinnen und Patienten in besonderem Maße.
64. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Wird die Bundesregierung in Anbetracht der
drei Todesfälle von Säuglingen in der Universi-
tätsklinik Mainz bei der anstehenden Novellie-
rung der Apothekenbetriebsordnung die ver-
bindliche Vorgabe der sog. EU-GMP-Richtli-
nie auch für Apotheken und Krankenhausapo-
theken vorschreiben, bzw. aus welchen Grün-
den soll darauf ggf. verzichtet werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 27. September 2010
Die bedauerlichen Todesfälle haben zu einer Debatte über die Hygie-
ne im Krankenhaus geführt. Auch wenn keine Hinweise darauf be-
stehen, dass die derzeitigen Regelungen der Apothekenbetriebsord-
nung bei der Herstellung steriler Arzneimittel nicht ausreichen, wer-
den diese Regelungen im Rahmen der Novellierung der Verordnung
überprüft. Aufgrund der noch andauernden Arbeiten können derzeit
keine näheren Aussagen zu den Inhalten der Novelle gemacht wer-
den.
65. Abgeordnete
Dr. Marlies

Volkmer

(SPD)
Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse da-
rüber vor, dass gesetzliche Krankenkassen ge-
gen die Vorgabe des § 53 Abatz 9 SGB V ver-
stoßen haben, indem sie Aufwendungen für
Wahltarife nicht aus Einnahmen, Einsparun-
gen und Effizienzsteigerungen finanziert ha-
ben, und wenn ja, bei welchen gesetzlichen
Krankenkassen ist dies vorgekommen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 1. Oktober 2010
Gemäß § 53 Absatz 9 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch müssen
die Aufwendungen für jeden Wahltarif aus Einnahmen, Einsparun-
gen und Effizienzsteigerungen, die durch diese Maßnahmen erzielt
werden, finanziert werden. Die Krankenkassen haben regelmäßig,
mindestens alle drei Jahre, über diese Einsparungen gegenüber der
zuständigen Aufsichtsbehörde Rechenschaft abzulegen. Die konkre-
te Durchführung der Wirtschaftlichkeitsüberprüfung durch die Auf-
sichtsbehörden ist – je nachdem, um welche Art Wahltarif es sich
handelt – kassenindividuell sehr unterschiedlich, da nicht nur die
Tarife von Kasse zu Kasse unterschiedlich ausgestaltet sind, sondern
auch der Wirtschaftlichkeitsnachweis auf verschiedene Art und
Weise geführt werden kann.

Das Bundesversicherungsamt als Aufsichtsbehörde über die bundes-
unmittelbaren Krankenkassen hat mitgeteilt, dass die Satzungsgeneh-
migungen für neue Wahltarife zunächst nur auf der Grundlage von
Plausibilitätsdarstellungen erteilt werden können. Es hat die Kalkula-
tionen, die von den seiner Aufsicht unterstehenden Krankenkassen
vorgelegt werden, deshalb in der Startphase mit dem Vorbehalt des
Widerrufs versehen. Dies erfolgt für den Fall, dass die nachträgliche
Prüfung der Rechnungsergebnisse ergibt, dass die Finanzierung der
Aufwendungen für die Tarife nicht den Anforderungen des Gesetzes
entspricht. Für die Versicherten ist damit derzeit nicht sichergestellt,
ob die Tarife den gesetzlichen Vorgaben entsprechen und auf Dauer
angeboten werden können.

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP sieht vor, bei
den Wahltarifen die Abgrenzung zwischen gesetzlicher und privater
Krankenversicherung (GKV und PKV) klarer auszugestalten und
die Möglichkeiten ihrer Zusammenarbeit beim Angebot von Wahl-
und Zusatzleistungen zu erweitern. Die Bundesregierung prüft der-
zeit die Umsetzung dieser Vorgaben.
66. Abgeordneter
Harald

Weinberg

(DIE LINKE.)
Wie hoch werden die Einbußen der gesetzli-
chen Krankenversicherung durch die geplante
Absenkung der Beitragsbemessungs- und
Pflichtversicherungsgrenze im nächsten Jahr
sein, und wie viele Versicherte werden wegen
dieser Absenkung zur privaten Krankenver-
sicherung wechseln bzw. wechseln können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr

vom 27. September 2010
Die Beitragsbemessungsgrenze (BBG) sowie die Jahresarbeitsent-
geltgrenze (JAE) werden alljährlich im Rahmen der Sozialversiche-
rungs-Rechengrößenverordnung angepasst. Diese Verordnung der
Bundesregierung wird nach derzeitigem Stand Mitte Oktober dieses
Jahres im Kabinett behandelt und soll am 1. Januar 2011 in Kraft
treten. Maßgeblich für die Anpassung der BBG und JAE ist dabei
die Veränderungsrate der Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer
ohne Personen in Arbeitsgelegenheiten. Die maßgebende gesamt-
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deutsche Veränderungsrate im Jahr 2009 beträgt –0,24 Prozent.
Daher wird – nach derzeitigem Stand – die Beitragsbemessungsgren-
ze im Jahr 2011 von aktuell 3 750 Euro/Monat auf 3 712,50 Euro/
Monat sinken. Für die davon betroffenen Beitragszahler wird die
vorgesehene Anhebung des Beitragssatzes von 14,9 auf 15,5 Prozent
zu Mehrbelastungen führen, die nicht durch die Absenkung der
BBG kompensiert werden. Mit einer erhöhten Anzahl von Übertrit-
ten zur PKV von derzeit in der GKV versicherten abhängig Beschäf-
tigten ist aufgrund der Absenkung der Jahresarbeitsentgeltgrenze
nicht zu rechnen, da Personen, die im Jahr 2011 erstmals die
Jahresarbeitsentgeltgrenze überschreiten, erst zum 31. Dezember
2011 versicherungsfrei werden.
67. Abgeordneter
Harald

Weinberg

(DIE LINKE.)
Hat die Bundesregierung in ihren Finanzpla-
nungen für die gesetzliche Krankenversiche-
rung (z. B. im GKV-FinG) bzw. der Schätzer-
kreis in seinen Finanztableaus bereits berück-
sichtigt, dass Beitragsbemessungs- und Pflicht-
versicherungsgrenze im nächsten Jahr gesenkt
werden sollen, und wenn nein, wann wird dies
erfolgen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Daniel Bahr
vom 27. September 2010
Der Schätzerkreis wird sich mit der Finanzprognose für das Jahr
2011 erstmals in seiner Herbstsitzung am 29. und 30. September
2010 befassen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
68. Abgeordneter
Uwe

Beckmeyer

(SPD)
Welche Unterlagen lagen den Vertretern des
Bundes im Aufsichtsrat der Deutschen Bahn
AG (DB AG) bei der Entscheidung über
die Genehmigung des Schienenbauprojektes
„Stuttgart 21“ in der Aufsichtsratssitzung am
9. Dezember 2009 vor, und gehörte auch ein
Überprüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft PricewaterhouseCoopers (PwC)
dazu?
69. Abgeordneter
Uwe

Beckmeyer

(SPD)
Treffen Presseberichte zu (siehe STUTTGAR-
TER ZEITUNG vom 21. September 2010),
wonach für die Einsparvorschläge in Höhe
von rd. 900 Mio. Euro (u. a. durch eine Redu-
zierung der verwendeten Stahlmengen und der
Dicke der Tunnelwände) des Projektleiters
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Hany Azer, die eine wesentliche Grundlage
für die Entscheidung des Aufsichtsrates der
DB AG im Dezember 2009 darstellten, keine
Genehmigung des Eisenbahn-Bundesamtes
(EBA) vorlag, und wenn ja, wie erklärt die
Bundesregierung die Entscheidung des Auf-
sichtsrates?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 1. Oktober 2010
Die Beratungen des Aufsichtsrates der DB AG einschließlich der
vorgelegten Unterlagen unterliegen der Verschwiegenheitspflicht
nach den §§ 116 und 395 des Aktiengesetzes.
70. Abgeordneter
Uwe

Beckmeyer

(SPD)
Wie hat sich durch die Einsparmaßnahmen –
basierend auf Vorschlägen des Projektleiters
Hany Azer – die konkrete Dimensionierung
der Tunnelbauten (prozentuale Einsparung
von Stahl, Reduzierung der Dicke der Tunnel-
wände) im Rahmen des Projektes „Stutt-
gart 21“ verändert, und wird diese Neudimen-
sionierung auch auf die Tunnelprojekte der
Neubaustrecke Wendlingen–Ulm übertragen?
71. Abgeordneter
Uwe

Beckmeyer

(SPD)
Wie wird die Bundesregierung als Projektpart-
ner bei „Stuttgart 21“ bzw. als Auftraggeber
der Neubaustrecke Wendlingen–Ulm dafür
Sorge tragen, dass bei beiden Projekten die
Regeln der Technik nicht außer Kraft gesetzt
werden und Einsparungen von Baumaterial
beim Tunnelbau die Qualität nicht beeinträch-
tigen und eventuell sogar die Sicherheit des
Schienenverkehrs gefährdet wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 1. Oktober 2010
Bei „Stuttgart 21“ handelt es sich nicht um ein Projekt des Bedarfs-
plans für die Bundesschienenwege, sondern um ein eigenwirtschaft-
liches Projekt der DB AG. Die Eisenbahninfrastrukturunternehmen
sind Vorhabenträger und Bauherr.

Gemäß § 2 Absatz 2 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung darf
von den anerkannten Regeln der Technik abgewichen werden, wenn
mindestens die gleiche Sicherheit wie bei Beachtung dieser Regeln
nachgewiesen ist. Das EBA als zuständige Aufsichtsbehörde prüft
dies im Zuge der Genehmigung der Ausführungsplanungen.
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72. Abgeordnete
Veronika

Bellmann

(CDU/CSU)
Inwiefern sind die Vorwürfe der Konkurrenten
der Deutschen Bahn AG berechtigt, dass
durch die DB AG der Wettbewerb hinsichtlich
der Trassenvergabe bei Strom verzerrt würde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 24. September 2010
Jedes Eisenbahnverkehrsunternehmen kann den Stromanbieter frei
wählen. Am 18. Dezember 2008 hatte die Bundesnetzagentur festge-
stellt, dass die Netzzugangsentgelte für die Durchleitung durch das
Bahnstromfernleitungsnetz nach dem Energiewirtschaftsgesetz zu
prüfen und damit der Höhe nach zu genehmigen seien. Hiergegen
hatte sich die DB Energie GmbH gewandt und sich darauf berufen,
dass auf das Bahnstromfernleitungsnetz nicht das Energiewirtschafts-
gesetz anwendbar sei.

Der 3. Kartellsenat des Oberlandesgerichts Düsseldorf hat dazu ent-
schieden, dass auch für das Bahnstromfernleitungsnetz das Energie-
wirtschaftsgesetz gelte. Die DB Energie GmbH hat daher einen An-
trag auf Genehmigung ihrer Durchleitungspreise zu stellen und die
Angemessenheit und Höhe ihrer verlangten Entgelte auf einer kos-
tenorientierten Basis genehmigen zu lassen. Gegen die Entscheidung
hat die DB Energie GmbH Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichts-
hof eingelegt, über die bislang noch nicht entschieden ist.

Soweit sich Konkurrenten der Deutschen Bahn AG darauf berufen
wollen, dass die DB Energie GmbH eine marktbeherrschende Stel-
lung bei der Festlegung des Strompreises missbrauche, ist für solche
Beschwerden das Bundeskartellamt zuständig.
73. Abgeordneter
Michael
Groß

(SPD)
Sind beim Gesamtprojekt des Umbaus des
Bahnhofs Haltern am See, dessen Fertigstel-
lung für Juni 2013 geplant ist, finanzielle Mit-
tel in der Haushalts- und Finanzplanung des
Bundes für die Untertunnelung der Reckling-
häuser Straße sowie für die Park-and-Ride-An-
lage Zum Ikenkamp in Haltern am See vorge-
sehen, und wie sieht die Mittelbereitstellung
für das Gesamtprojekt aus?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 29. September 2010
Nein; das Vorhaben finanzieren das Land mit Landesmitteln sowie
die Eisenbahninfrastrukturunternehmen der Deutschen Bahn AG
mit Eigenmitteln.
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74. Abgeordneter
Michael

Groß

(SPD)
Kann die Bundesregierung vor dem aktuellen
Hintergrund, dass keine weiteren Neubaumaß-
nahmen außer den bereits anstehenden Bau-
maßnahmen begonnen werden, eine verlässli-
che Aussage treffen, dass mit der Realisierung
der Bahnverbindung des Rhein-Ruhr-Xpress
(RRX) quer durch das Ruhrgebiet, für die bis-
her nur Planungsmittel eingestellt wurden, und
dem damit verbundenen Ausbau des Haupt-
bahnhofs Dortmund bis 2014 nach der Finanz-
und Bedarfsplanung des Bundes definitiv be-
gonnen wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann
vom 29. September 2010
Seitens des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung ist die Prüfung, wie sich die im Rahmen der Haushaltskonsoli-
dierung festgelegte Finanzlinie im Detail auswirken wird, noch nicht
abgeschlossen. Vor dem Abschluss dieser Prüfung ist eine Aussage
zu den künftigen Vorhaben des Bedarfsplans Schiene leider nicht
möglich.
75. Abgeordneter
Winfried

Hermann

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Ausschreibungen für das Projekt
„Stuttgart 21“ sind in welchem Umfang bereits
erfolgt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 27. September 2010
Nach Angaben der DB Netz AG wurden für das Projekt „Stutt-
gart 21“ bisher 14 Vergabepakete Bauleistungen ausgeschrieben und
vergeben. Weitere vier Ausschreibungen wurden an den Markt ge-
bracht und werden derzeit von den Anbietern bearbeitet.

Die o. g. Vergabepakete betreffen laut DB Netz AG nachfolgend ge-
nannte Leistungsinhalte:

PFA 1.1 Talquerung: Fernbahntunnel und Bahnhofshalle + Düker,

PFA 1.1/1.2/1.5/1.6a: Baulogistik,

PFA 1.2/1.6a: Fildertunnel + Tunnel Ober-Untertürkheim,

PFA 1.4: EÜ Sulzbachtal und EÜ Denkendorfertal.
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76. Abgeordneter
Winfried

Hermann

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
In welchem Ausmaß wurde bei den Abrissar-
beiten des Stuttgarter Hauptbahnhofs Asbest
freigesetzt, und welche Schutzmaßnahmen
wurden ergriffen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 27. September 2010
Beim Abriss wurde nach Angaben der DB Netz AG kein Asbest frei-
gesetzt. Das im Nordflügel des Bonatzgebäudes vorgefundene As-
best wurde nach diesen Angaben vor den Abrissarbeiten ordnungs-
gemäß unter Beachtung der Sicherheitsvorgaben (Schutzanzüge/
Schleusen) ausgebaut und fachgerecht entsorgt.

Nach Angaben der DB Netz AG wurden das Gebäude bereits in der
Planungsphase hinsichtlich möglicher Schadstoffe untersucht sowie
Materialproben entnommen. Das Ergebnis dieser Untersuchung ist
Grundlage der von der Abbruchfirma erstellten Abbruchanweisung,
mit der der Baustelle der Ausbau und der Umgang mit den fest-
gestellten Schadstoffen vorgegeben wurde. Die Schadstofffreiheit
des Gebäudes wurde demnach nach Ausbau der Schadstoffe und vor
Beginn der Abbrucharbeiten durch ein zugelassenes Überwachungs-
institut geprüft und die Voraussetzungen für eine Freigabe zum
Abbruch wurden festgestellt. Die entsprechenden Protokolle sind
laut DB Netz AG in der Bauakte hinterlegt.
77. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wurde eine Wirtschaftlichkeitsprüfung der
verschiedenen Varianten zur Verbindung der
Erweiterungsbauten des Deutschen Bundesta-
ges in der Wilhelmstraße in Berlin vorgenom-
men, und liegt der Bundesregierung eine
schriftliche Ablehnung der Berliner Senatsver-
waltung für die ursprünglich geplante Brücken-
lösung vor?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 24. September 2010
Die verschiedenen Varianten der unterirdischen Anbindung wurden
in den Machbarkeitsstudien und in der Fortschreibung wirtschaft-
lich, baufachlich, logistisch und terminlich geprüft. Die Ergebnisse
wurden der Kommission für Bau- und Raumangelegenheiten des
Ältestenrates des Deutschen Bundestages mit Empfehlungen zur
Umsetzung vorgestellt. Die derzeitige Realisierung setzt den Be-
schluss der Bau- und Raumkommission um.

In dem Erörterungsgespräch zur städtebaulichen und entwicklungs-
rechtlichen Genehmigungsfähigkeit vom 12. Oktober 2004 haben
das Hauptstadtreferat (SenStadt) und das Bezirksamt Mitte von
Berlin – Stadtplanung – deutlich gemacht, dass sie eine Genehmi-
gungsfähigkeit einer Brückenlösung nicht sehen. Dies wurde auch
Bestandteil des Protokolls zu dem Erörterungsgespräch.
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78. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sind während der Bauarbeiten der Untertun-
nelung der Wilhelmstraße Probleme bei der
Medienverlegung und dem Baugrund aufgetre-
ten, und mit welchen Folgen muss gerechnet
werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 24. September 2010
Bei der zurzeit laufenden Baumaßnahme im Bereich der Wilhelm-
straße sind hauptsächlich zusätzliche und nicht in den Bestandsplan-
unterlagen der Leitungsträger enthaltene Leitungsfunde oder in der
Lage abweichende Trassenführungen festgestellt worden. Dies ist für
die aufgetretenen Störungen des Terminablaufs ursächlich.

Die Probleme infolge der Undichtigkeit der Trogbaugrube (Tunnel-
abschnitt unter dem Gebäude Dorotheen-/Wilhelmstraße) sind nach
Gutachten zum Teil auf die nicht erkennbaren Baugrundverhältnisse
zurückzuführen. Zum Teil sind aber auch mangelhafte Leistungen
der mit der Planung Beauftragten ursächlich.

Die Grundwasserabsenkung musste länger als ursprünglich vorgese-
hen betrieben werden und die Herstellung des Rohbaus für das Ge-
bäudeeck konnte erst später beginnen.

Die Kosten liegen nach aktueller Berechnung im Rahmen der geneh-
migten Baukosten in Höhe von 7 492 000 Euro.

Unter Berücksichtigung der Erkenntnisse und Erfahrungen im
1. Tunnelbauabschnitt (Baustellenseite) und der zurzeit laufenden
Arbeiten im 2. Tunnelbauabschnitt (auf der Seite Jakob-Kaiser-
Haus) werden die verkehrseinschränkenden Arbeiten im April 2011
abgeschlossen sein. Die Fertigstellung und Einbindung des Tunnels
in die vorhandenen Gebäude ist für Mai 2011 geplant.
79. Abgeordneter
Ullrich

Meßmer

(SPD)
Wann soll der vom Bundesminister für Ver-
kehr, Bau und Stadtentwicklung, Dr. Peter
Ramsauer, angekündigte Gesetzentwurf zur
Änderung des Straßenverkehrsgesetzes, in
dem es um Erleichterungen beim sogenannten
Feuerwehrführerschein gehen soll, in den
Deutschen Bundestag eingebracht werden,
und für wann ist das Inkrafttreten der Neure-
gelungen geplant?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 29. September 2010
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung befindet sich derzeit in der
Ressortabstimmung. Nach deren Abschluss sowie der anschließen-
den Beteiligung der Länder und Verbände wird der Gesetzentwurf
im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens in den Deutschen Bundes-
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tag zur weiteren Beratung eingebracht. Der Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens hängt vom weiteren Verfahrensverlauf ab.
80. Abgeordneter
Ullrich

Meßmer
(SPD)
Welche Bedenken wurden bisher von den an-
deren beteiligten Bundesministerien geäußert,
und inwieweit sind die Feuerwehren an den
bisherigen Beratungen beteiligt worden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 29. September 2010
Die Ressortabstimmung ist noch nicht abgeschlossen. Die Position
der Feuerwehrverbände ist der Bundesregierung aus zahlreichen Ge-
sprächen bekannt. Zudem werden die entsprechenden Verbände im
Rahmen der vorgeschriebenen Verbändeanhörung im Anschluss an
die Ressortabstimmung beteiligt.
81. Abgeordneter
Dr. Matthias

Miersch

(SPD)
Gibt es entgegen der in der Kabinettvorlage
des Bundesministeriums der Finanzen vom
2. Juli 2010 enthaltenen Passage, nach der
Neubeginne von Verkehrsmaßnahmen in den
Hintergrund treten müssen, Ausnahmen bei
Bundesstraßenprojekten, oder sind solche Aus-
nahmen angedacht?
82. Abgeordneter
Dr. Matthias

Miersch

(SPD)
Wenn ja, ist dann für die Realisierung der
Ortsumgehung Hemmingen (Bundesstraße 3)
eine solche Ausnahmeregelung angedacht, und
wenn nein, ab wann ist mit einer Wiederauf-
nahme der Realisierung neuer Bundesstraßen-
projekte und speziell der Umsetzung der Orts-
umgehung Hemmingen zu rechnen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 1. Oktober 2010
Die Finanzierung der Bundesfernstraßen erfolgt im Rahmen der zur
Verfügung stehenden Haushaltsmittel und der Dispositionsmöglich-
keiten auf der Grundlage der derzeit geltenden Finanzplanung. So-
wohl die Erweiterung und die Ergänzung des Autobahnnetzes als
auch der Bau von Ortsumgehungen haben dabei entsprechend dem
Bundesverkehrswegeplan hohe Priorität.

Auf der Grundlage der im Herbst dieses Jahres stattfindenden
Finanzierungsprogrammbesprechung mit dem Land Niedersachsen
wird über die Möglichkeit eines Baubeginns der Ortsumgehung
Hemmingen zu entscheiden sein. Dabei ist zu beachten, dass die
Ortsumgehung Hemmingen mit Kosten von rd. 40 Mio. Euro in
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Konkurrenz zu anderen wichtigen ebenfalls baureifen Projekten in
Niedersachsen steht. Darüber hinaus sind alle Bindungen durch be-
reits laufende Baumaßnahmen in Niedersachsen zu berücksichtigen.

Vor diesem Hintergrund können derzeit keine Angaben über den
Zeitpunkt eines Baubeginns der Ortsumgehung Hemmingen ge-
macht werden.
83. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Auf Basis welcher Informationen und Krite-
rien erfolgt die Abstimmung zwischen dem
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit und dem Bundesminis-
terium der Justiz sowie der DFS Deutschen
Flugsicherung für die in 2012 vorgesehene
endgültige Festlegung der Flugrouten zum
Flughafen Berlin Brandenburg International
BBI in Schönefeld, und welcher konkrete Zeit-
plan ist für die Entscheidungsfindung vorgese-
hen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 24. September 2010
Die Festlegung von Flugrouten ist gesetzlich geregelt. Die Flugrou-
ten für den neuen Flughafen werden – nach fachlicher Vorbereitung
und Prüfung durch die DFS und nach Beratung durch die Fluglärm-
kommission – vom Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung im Beneh-
men mit dem Umweltbundesamt durch Rechtsverordnung festgelegt
und veröffentlicht.

Die Bundesministerien sind an der inhaltlichen Festlegung der Flug-
routen nicht beteiligt. Dem Bundesministerium der Justiz obliegt
nach der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien
die Prüfung der Rechtsförmlichkeit der An- und Abflugverordnun-
gen.

Die derzeitigen Planungen sehen Beratungen in der Fluglärmkom-
mission und weitere Abstimmungsprozesse vor. Die Festlegung und
Veröffentlichung der An- und Abflugverfahren für den Flughafen
BBI ist für März 2012 geplant.
84. Abgeordnete
Lisa
Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche konkreten Maßnahmen wird die Bun-
desregierung bei der Festlegung der Flugrou-
ten zum Flughafen BBI in Schönefeld ergrei-
fen, um die Lärm- und Schadstoffbelastung für
die Berliner Bevölkerung möglichst gering zu
halten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 24. September 2010
Die Zuständigkeit für die Festlegung von Flugrouten liegt beim Bun-
desaufsichtsamt für Flugsicherung. Die Bundesministerien sind an
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der konkreten Festlegung der Flugrouten nicht beteiligt. Der Gesetz-
geber hat mit § 29b Absatz 2 und § 29 Absatz 1 des Luftverkehrs-
gesetzes (LuftVG) die Grundlage dafür geschaffen, dass bei der Fest-
legung der An- und Abflugverfahren dem Schutz der Bevölkerung
vor Fluglärm Rechnung getragen wird. Eine Beteiligung der Länder
und der betroffenen Gemeinden ist durch die Fluglärmkommission
sichergestellt. Die Mitglieder der Kommission werden von der
Genehmigungsbehörde für die Planfeststellung berufen.
85. Abgeordneter
Dr. Ernst Dieter

Rossmann

(SPD)
Teilt die Bundesregierung die Auffassung des
Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen
Bundestages, nach der aus den Regionalisie-
rungsmitteln des Bundes für den öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) (nach dem Re-
gionalisierungsgesetz von 1993) das Land
Schleswig-Holstein ohne weitere Änderung des
Regionalisierungsgesetzes regelmäßige Fähr-
verbindungen (auch Winterverkehr) zur Hoch-
seeinsel Helgoland fördern kann (siehe Ham-
burger Abendblatt vom 21. September 2010)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 30. September 2010
Nein. Die Länder erhalten gemäß dem Regionalisierungsgesetz Mit-
tel für die Finanzierung des ÖPNV, insbesondere des Schienenperso-
nennahverkehrs, die sie eigenverantwortlich verwenden. Es liegt in
der Verantwortung der Länder zu entscheiden, ob es sich bei dem an-
gesprochenen Verkehr um öffentlichen Personennahverkehr gemäß
Artikel 106a des Grundgesetzes handelt.
86. Abgeordneter
Dr. Ernst Dieter

Rossmann

(SPD)
Wie steht die Bundesregierung zu einer ge-
meinsamen Förderung des regelmäßigen Fähr-
verkehrs nach Helgoland durch Bund und
Land, zumal es sich um die einzige Hochsee-
insel Deutschlands handelt und besondere An-
forderungen an die Sicherung eines regelmäßi-
gen ganzjährigen Linienverkehrs bestehen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 30. September 2010
Auf die Antwort zu Frage 85 wird verwiesen.

Die Frage, ob ein Land den Fährverkehr zwischen Helgoland und
dem Festland mit eigenen Mitteln fördern darf, liegt in der Entschei-
dungshoheit des Landes.
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87. Abgeordnete
Dorothea

Steiner

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Zulassung benötigt ein Schiff für den
Transport von acht MOX-Elementen (MOX:
Mischoxid), und verfügt die „Atlantic Osprey“
der britischen Nuclear Decommissioning Au-
thority über diese Zulassung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 29. September 2010
Für einen solchen Transport benötigt ein Schiff gemäß dem Interna-
tionalen Code für die sichere Beförderung von verpackten bestrahl-
ten Kernbrennstoffen, Plutonium und hochradioaktiven Abfällen
mit Seeschiffen (WF) ein Eignungszeugnis als Schiff der INF-Klas-
se 2. Für die „Atlantic Osprey“ ist ein solches Zeugnis erteilt wor-
den.
88. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ist die Äußerung des Parlamentarischen
Staatssekretärs beim Bundesminister für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, Enak
Ferlemann, zum parlamentarischen Abend der
Hafen Hamburg Marketing e. V. am 15. Sep-
tember 2010, nicht nur erhaltende Maßnah-
men zur Schiffbarkeit der Mittel- und Oberelbe
durchzuführen, sondern darüber hinaus auch
Ausbaumaßnahmen für größere Tiefen und
dreilagigen Containertransport anzustreben,
Position der Bundesregierung, und welche
Form der Schiffbarkeit auf der Mittel- und
Oberelbe bis zu welchem Standort mit welchen
Tiefgängen hält das Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung für sinn-
voll bzw. wird langfristig angestrebt?
89. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist die Aussage des Parlamentarischen
Staatssekretärs Enak Ferlemann zum parla-
mentarischen Abend der Hafen Hamburg
Marketing e. V. am 15. September 2010 zu
verstehen, wonach das Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung eine ganz-
jährige Schiffbarkeit der Mittel- und Oberelbe
anstrebt und hierfür über Erhaltungsmaßnah-
men hinaus Ausbaumaßnahmen für dreilagi-
gen Containerverkehr vornehmen würde,
wenn dies von der Hamburger Hafenwirt-
schaft gewünscht wird, und in welcher Form
müsste dieser Wunsch geäußert bzw. soll eine
Vereinbarung mit der Hamburger Hafenwirt-
schaft getroffen werden?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 24. September 2010
Ich habe in meiner Rede die bekannten verkehrlichen Ziele der Bun-
desregierung vertreten, welche an der Elbe zwischen Geesthacht und
der Grenze zur Tschechischen Republik ausschließlich darauf gerich-
tet sind, durch Unterhaltungs- und Reparaturmaßnahmen an den
vorhandenen Stromregelungsbauwerken den Status quo der Schiff-
fahrtsverhältnisse vor dem Hochwasser vom August 2002 wiederher-
zustellen und danach zu erhalten.

Werden aus ökologischen und/oder wasserwirtschaftlichen Gründen
rechtlich als Ausbau einzustufende Maßnahmen erforderlich, z. B.
im Rahmen der Umsetzung des Sohlstabilisierungskonzepts für die
Elbe, gelten die verkehrlichen Ziele ebenso.

Für einen dreilagigen Containertransport sind die Brückendurch-
fahrtshöhen und nicht die Durchführung von Strombaumaßnahmen
bestimmend.

Dies entspricht der Position der Bundesregierung.
90. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie ist die Aussage des Parlamentarischen
Staatssekretärs Enak Ferlemann zum parla-
mentarischen Abend der Hafen Hamburg
Marketing e. V. am 15. September 2010 zu
verstehen, wonach es Voraussetzung sei, Aus-
baumaßnahmen der Mittel- und Oberelbe nur
dann vorzunehmen, wenn die Mittel- und
Oberelbe anschließend auch ausreichend als
Hinterlandanbindung des Hamburger Hafens
genutzt werde, und was wäre als Konsequenz
vorgesehen, wenn die Mittel- und Oberelbe an-
schließend nicht in der erwarteten Auslastung
genutzt wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 24. September 2010
Über Ausbaumaßnahmen an Bundeswasserstraßen wird nach der
einheitlichen Bewertungsmethodik der Bundesverkehrswegeplanung
im Rahmen der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans entschie-
den. Hierzu zählen u. a. auch verlässliche Verkehrsprognosen.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
91. Abgeordneter
Gerd

Bollmann
(SPD)
Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie-
rung, um die seit Einführung des elektroni-
schen Abfallnachweisverfahrens (eANV) im-
mer wieder auftretenden Störungen bei der
Zentralen Koordinierungsstelle der Länder
(ZKS) und die daraus folgenden Kontroll- und
Überwachungsdefizite sowie die Probleme bei
der Erstellung verlässlicher Abfallbilanzen zu
lösen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche
vom 23. September 2010
Am 1. April 2010 sind die Bestimmungen der Nachweisverordnung
über die elektronische Führung von Nachweisen, Begleitscheinen
und Registern in Kraft getreten. Trotz relativ langer Vorbereitungs-
zeit gibt es zurzeit noch organisatorische Defizite sowie technische
Probleme und Störungen bei der Abwicklung des elektronischen
Nachweisverfahrens. Diese betreffen neben den von den Nachweis-
pflichtigen genutzten IT-Systemen auch die ZKS-Abfall der Länder.
Über die ZKS-Abfall gewährleisten die Länder den bundesweiten
Austausch der Nachweisdaten.

Einen fast vollständigen Ausfall der ZKS-Abfall Anfang August
2010 hat das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
Reaktorsicherheit zum Anlass genommen, mit Vertretern der Länder
sowie der Wirtschaft am 19. und 26. August 2010 den Betriebszu-
stand der ZKS-Abfall intensiv zu erörtern.

Im Ergebnis wurde unter anderem vorgeschlagen, sich zwischen
Bund und Ländern zunächst auf einen angemessenen, pragmatischen
und bundeseinheitlichen Vollzug bei erneut auftretenden Betriebsstö-
rungen der ZKS-Abfall sowie bei sonstigen Problemen zu einigen.
Diese Einigung ist auf einer Bund-Länder-Besprechung am 7. und
8. September 2010 erfolgt. Danach soll insbesondere bei Störungen
der ZKS-Abfall das Nachweisverfahren modifiziert angewendet wer-
den, indem die Abwicklung vereinfacht und die Aufzeichnung der
Nachweisdaten auch in Papierform zugelassen wird. Die Konvention
für diesen modifizierten Vollzug wurde bis zum 31. Januar 2011 be-
fristet.

Hierdurch soll insbesondere auch die erforderliche Zeit gewonnen
werden, um entsprechend dem weiteren Vorschlag aus der vorge-
nannten Erörterung mit Vertretern der Länder und der Wirtschaft
die ZKS-Abfall auf eventuelle betriebliche Defizite hin zu überprü-
fen. Diese Prüfung wird durch einen externen Sachverständigen
durchgeführt, um eine im Ergebnis neutrale Prüfung sicherzustellen.
Erste Nachbesserungsmaßnahmen haben bereits dazu geführt, dass
die ZKS-Abfall derzeit wieder störungsfrei arbeitet.
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Zur Klarstellung bleibt anzumerken, dass der Betrieb der ZKS-Ab-
fall in der Vollzugsverantwortung der Länder liegt. Das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit wird aber
aus übergeordneten Gründen, insbesondere im Interesse einer effi-
zienten Überwachung wie auch gleichzeitigen Vereinfachung des
Verfahrens, die Länder auch weiterhin beratend und koordinierend
unterstützen.
92. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)
Welches Votum wird die Bundesregierung ab-
geben oder hat sie bereits abgegeben in Bezug
auf die Aufnahme von Zink in die Liste der
prioritären Stoffe der EU-Wasserrahmenricht-
linie, und mit welchen Kosten für die zinkver-
arbeitende Industrie rechnet die Bundesregie-
rung für den Fall, dass Zink in die Liste der
prioritären Stoffe aufgenommen wird?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Katherina Reiche

vom 23. September 2010
Nach den Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie hat die EU-Kom-
mission regelmäßig die Liste der prioritären Stoffe zu überprüfen
und ggf. Vorschläge zur Fortschreibung zu machen. Grundlage für
die Auswahl sind zum einen toxikologische Daten und zum anderen
das Vorkommen der Stoffe in der EU. Dabei wird die EU-Kommis-
sion von einem Expertenkreis beraten, an dem neben Vertretern aus
den Mitgliedstaaten auch die betroffene Industrie und Umweltver-
bände mitwirken. Zu den derzeit diskutierten Stoffen zählt auch
Zink.

Deutschland hat erklärt, dass aus nationaler Sicht eine europäische
Regelung nicht unbedingt notwendig ist. Im Übrigen gehe man da-
von aus, dass die EU-Kommission sich bei ihrer Entscheidung zu
Zink wie bei allen anderen Stoffen auf das bisher bewährte Verfah-
ren der Stoffauswahl auf der Grundlage toxikologischer Daten und
der Monitoringdaten aus allen Mitgliedstaaten stützen wird.

In Deutschland wird Zink aus industriellen und urbanen Quellen in
relativ hohen Frachten in die Gewässer eingetragen. Die Emissions-
minderungsmaßnahmen für die Begrenzung der Zinkemissionen in
die Gewässer erfolgen in Deutschland nach dem Stand der Technik,
wie er mit der Abwasserverordnung festgelegt ist.

Die für die Beurteilung des ökologischen Zustands der Gewässer in
Deutschland festgelegte einheitliche Anforderung an Zink für Ober-
flächengewässer von 800 mg/kg im Schwebstoff ist vergleichbar mit
der derzeit in Brüssel diskutierten Umweltqualitätsnorm für gelöstes
Zink.

Um die bestehende Belastungssituation bezüglich Zink in Deutsch-
land nachhaltig zu verbessern, reichen somit unser nationales Anfor-
derungsniveau auf der Grundlage der Anforderungen an Abwasser-
einleitungen und die Umweltqualitätsnorm für Zink aus. Das dürfte
sich auch nach einer eventuellen Einstufung von Zink als prioritärer



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/3114 – 62 –
Stoff und einer europäischen Umweltqualitätsnorm für Zink nach
dem derzeitigen Diskussionsstand nicht ändern.
93. Abgeordnete
Ulrike

Höfken
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Sind in den Haushalt des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit Fördermittel für eine Tiermehrverbren-
nungsanlage in Unterloquitz, Thüringen, ein-
gestellt, und wenn ja, in welcher Höhe?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 22. September 2010
In den Haushalt des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz
und Reaktorsicherheit sind keine Fördermittel für eine Tiermehlver-
brennungsanlage in Unterloquitz, Thüringen, eingestellt.
94. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
über den Kernbrennstoffanreicherungsgrad in
den Brennelementen, die in den 17 deutschen
Atomkraftwerken in den letzten Jahren (ein-
schließlich 2010) genutzt wurden (bitte ähnlich
detaillierte Angaben wie in der Antwort der
Bundesregierung vom 13. September 2010 auf
meine Schriftliche Frage 61 auf Bundestags-
drucksache 17/2963 zum Kernbrennstoffbe-
darf), und welche Erkenntnisse hat sie über die
Auswirkung eines höheren Anreicherungs-
grades auf die Nutzungsdauer der Brennele-
mente im Reaktor bzw. die Austauschinter-
valle?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 27. September 2010
Die behördlich genehmigten maximal möglichen Anreicherungen
von Uran-235 der in deutschen Kernkraftwerken eingesetzten Brenn-
elemente sind in der folgenden Tabelle zusammengefasst. Außer den
Uranbrennelementen werden in den deutschen Kernkraftwerken teil-
weise auch Mischoxidbrennelemente eingesetzt. Weitere Beschrän-
kungen sind durch die Vorgabe der Behältergenehmigungen zur Auf-
bewahrung vorgegeben.

Die konkrete Zusammenstellung des Kerns erfolgt durch die Kern-
kraftwerksbetreiber unter Berücksichtigung sicherheitstechnischer
Vorgaben. Jahres- und anlagenspezifische Daten zu den tatsächlich
realisierten Anreicherungsgraden liegen der Bundesregierung nicht
vor.
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Eine höhere Anfangsanreicherung an Uran-235 in einem Brennele-
ment bietet die Möglichkeit, einen höheren Abbrand und damit eine
integral größere Energieproduktion mit dem Brennelement zu errei-
chen. Dabei wird ein höherer Abbrand in Deutschland vor allem
durch eine längere Einsatzzeit des Brennelementes im Reaktor reali-
siert. Dies kann durch einen Einsatz des Brennelementes in einem
zusätzlichen Zyklus oder auch durch die Beibehaltung der Zyklenan-
zahl bei gleichzeitiger Verlängerung der Zyklusdauer erzielt werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
95. Abgeordneter
Klaus

Hagemann

(SPD)
Wie viele – feste – Stellen im Bereich der wis-
senschaftlichen Leitung und der kaufmänni-
schen Geschäftsführung hält die Bundesregie-
rung jeweils im Einzelnen zunächst für den
Aufbau – und auch später in der Endstufe –
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der geplanten neuen Gesundheitszentren wie
das Deutsche Zentrum für Infektionsfor-
schung, das Deutsche Zentrum für Herz-
Kreislauferkrankungen, das Deutsche Zent-
rum für Lungenforschung, das Deutsche Zent-
rum für Diabetesforschung, das Deutsche
Konsortium für translationale Krebsforschung
sowie das Zentrum für strukturelle Systembio-
logie für erforderlich, und in welchem Umfang
wurde dafür Vorsorge im Stellenplan des Ent-
wurfs für den Bundeshaushalt 2011 getroffen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 27. September 2010
Aus forschungspolitischer Sicht bedarf der Aufbau der Deutschen
Zentren der Gesundheitsforschung (DZG) einer adäquaten Ausstat-
tung mit Führungspersonal. Hierfür werden 2011 insgesamt 18
S-(W 3)-Stellen benötigt. Diese schlüsseln sich vorbehaltlich der noch
ausstehenden Begutachtung wie folgt auf: am Deutschen Zentrum
für Infektionsforschung (DZI) zwei S-(W 3)-Stellen (einschließlich
einer Stelle am Centrum für Strukturelle Systembiologie – CSSB),
am Deutschen Zentrum für Lungenforschung (DZL) eine S-(W 3)-
Stelle, am Deutschen Zentrum für Herz-Kreislaufforschung (DZHK)
(einschließlich Berliner Institut für Molekulare Systembiologie –
BIMSB) zwei S-(W 3)-Stellen, am Deutschen Zentrum für Diabetes-
forschung (DZD) drei S-(W 3)-Stellen, beim Deutschen Konsortium
für translationale Krebsforschung (DZK) vier S-(W 3)-Stellen sowie
beim Deutschen Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen
(DZNE) sechs S-(W 3)-Stellen. Für die Jahre 2012 ff. wird ein weite-
rer Stellenaufwuchs notwendig sein, der nach dem jetzigen Planungs-
stand noch nicht näher beziffert werden kann. Es ist geplant, den
Aufbau der DZG bis 2015 abzuschließen.

Trotz des im Pakt für Forschung und Innovation verabredeten und
in der Finanzplanung berücksichtigten jährlichen Aufwuchses der
Zuwendungen um 5 Prozent konnte im Regierungsentwurf des
Bundeshaushalts 2011 diesen Stellenwünschen nicht entsprochen
werden, weil dies der allgemeinen Forderung widersprochen hätte,
neue Stellen nur gegen Ausgleich zu gewähren.
96. Abgeordnete
Dr. Eva

Högl

(SPD)
Wie ist es zu erklären, dass im laufenden Sti-
pendienjahr 2009/2010 mit Beginn ab dem
15. September 2009 in dem von der Bundes-
regierung geförderten College of Europe in
Brügge/Natolin von 26 deutschen Stipendia-
ten/-innen lediglich sechs weiblich sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun
vom 1. Oktober 2010
Im Studienjahr 2009/2010 waren von den 31 deutschen Studierenden
am College of Europe 28 Stipendiatinnen bzw. Stipendiaten des Bun-
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desministeriums für Bildung und Forschung (BMBF), von diesen wa-
ren wiederum 10 Frauen.

Die Verteilung der Studienplätze und Stipendien für das College of
Europe an deutsche Studierende besorgt eine Auswahlkommission
aus Vertreterinnen und Vertretern der stipendiengebenden Institutio-
nen, Collegeprofessorinnen und -professoren, Vertreterinnen und
Vertretern von EU-Institutionen und/oder Collegeabsolventinnen
und -absolventen auf Basis fachlicher Kriterien. Diese sind Einschlä-
gigkeit des bisherigen Studiums sowie der Vorkenntnisse im Bereich
Europa und Europäische Union, sprachliche Qualifikationen, Per-
sönlichkeitsprofil, Alter des Bewerbers oder der Bewerberin in Rela-
tion zu seiner oder ihrer Biographie, Aussagen der Gutachterinnen
und Gutachter, Resultate der Universitätsexamina und ggf. die inter-
nationale Anlage des Studiums.

Die geschlechterspezifische Verteilung der erfolgreichen Kandidatin-
nen und Kandidaten fällt vor diesem Hintergrund jedes Jahr anders
aus. Dass im angefragten Studienjahr 2009/2010 nur 10 von 28
BMBF-Geförderten Frauen waren, hängt insbesondere mit dem ho-
hen Anteil von Rücktritten ausgewählter Bewerberinnen zusammen.

Die Auswahlkommission gibt Männern und Frauen gleiche Chancen
beim Auswahlgespräch. Wenn auch insbesondere in den letzten zwei
Jahren ein ausgeglicheneres Geschlechterverhältnis bei den deut-
schen Studierenden wünschenswert gewesen wäre, sind Frauen in
der Gesamtsicht nicht unterrepräsentiert.
97. Abgeordnete
Dr. Eva

Högl

(SPD)
Wie hoch ist der jeweilige Anteil von Frauen
und Männern in den derzeit von der Bundes-
regierung geförderten Stipendiatenprogram-
men?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 1. Oktober 2010
In der Studienförderung der Begabtenförderungswerke werden der-
zeit 22 913 Studierende gefördert; davon sind 49 Prozent Frauen.

In der Promotionsförderung mit 3 716 Geförderten beträgt der
Frauenanteil ebenfalls 49 Prozent.

Innerhalb der beruflichen Begabtenförderung sind 55 Prozent der
bislang 1 957 aufgenommenen Stipendiatinnen und Stipendiaten des
Programms „Aufstiegsstipendium“ Frauen.

Im Programm „Weiterbildungsstipendium“ belief sich der Frauenan-
teil Ende des Jahres 2009 bei 17 432 Geförderten auf 52 Prozent.
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98. Abgeordnete
Dr. Eva

Högl

(SPD)
Wie wird die Förderung der Geschlechterge-
rechtigkeit bei der Auswahl der Kandidaten/
-innen für von der Bundesregierung finanzierte
Stipendienprogramme sowie bei der inhalt-
lichen Gestaltung dieser Programme berück-
sichtigt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 1. Oktober 2010
Die vorstehenden Zahlen machen deutlich, dass die verantwortlichen
Auswahlgremien in der Regel hinreichend gut für die Belange begab-
ter junger Frauen sensibilisiert sind. Unabhängig von den erreichten
Erfolgen wird das BMBF dem Thema „Geschlechtergerechtigkeit“
auch in Zukunft im Kontext zielgerichteter Maßnahmen zur Unter-
stützung des Engagements der Begabtenförderungswerke für bislang
unterrepräsentierte Gruppen besondere Aufmerksamkeit widmen.
99. Abgeordneter
Swen

Schulz

(Spandau)

(SPD)
Liegen der Bundesregierung verlässliche Zah-
len bezüglich des Angebotes an Bachelor- und
Masterstudienplätzen im Verhältnis zu den
Bewerbungen an den jeweiligen Hochschulen
vor?
100. Abgeordneter
Swen

Schulz

(Spandau)

(SPD)
Falls der Bundesregierung verlässliche Zahlen
bezüglich des Angebotes an Bachelor- und
Masterstudienplätzen im Verhältnis zu den Be-
werbungen an den jeweiligen Hochschulen
vorliegen, warum werden diese nicht öffentlich
zugänglich gemacht, bzw. wann und in welcher
Form wird die Bundesregierung diese Zahlen
der Öffentlichkeit vorlegen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 28. September 2010
Der Bundesregierung liegen keine entsprechenden Zahlen vor.
101. Abgeordneter
Swen

Schulz

(Spandau)
(SPD)
Falls der Bundesregierung keine verlässlichen
Zahlen bezüglich des Angebotes an Bachelor-
und Masterstudienplätzen im Verhältnis zu
den Bewerbungen an den jeweiligen Hoch-
schulen vorliegen, plant die Bundesregierung
eine systematische Erhebung dieser Zahlen,
und wie beurteilt die Bundesregierung ohne
diese verlässlichen Angaben derzeit, inwieweit
der Hochschulpakt den Bedarf an Bachelor-
sowie Masterstudienplätzen deckt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 28. September 2010
Die Bundesregierung plant keine Erhebung. Die Zuständigkeit für
diese Frage liegt verfassungsgemäß bei den Ländern.

Mit dem Hochschulpakt 2020 unterstützt die Bundesregierung die
Länder dabei, angesichts der zu erwartenden doppelten Abiturjahr-
gänge ein bedarfsgerechtes Studienangebot zu schaffen. Dabei wurde
der Betrag pro zusätzlichem Studienanfänger in der zweiten Pro-
grammphase auf 26 000 Euro gegenüber 22 000 Euro in der ersten
Programmphase erhöht. Grundlage für die Bedarfsermittlung ist die
Vorausberechnung der Kultusministerkonferenz aus dem Jahr 2008.
Die Bundesregierung sieht keine Gründe, diese Angaben in Zweifel
zu ziehen.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
102. Abgeordnete
Dr. Bärbel

Kofler

(SPD)
Gibt es ein Konzept der Bundesregierung zur
Gewährleistung eines Mittelabflusses für die
sog. Klimagelder der Fast-Start-Initiative, und
in wie vielen Regierungsverhandlungen mit
Partnerländern hat die Bundesregierung seit
Einrichtung des Titels 687 05 in den Einzelplä-
nen 23 und 16 im Bundeshaushalt 2010 über
die finanzielle Unterstützung von Maßnahmen
für den Klimaschutz oder die Klimaanpassung
verhandeln können?
Antwort des Staatssekretärs Hans-Jürgen Beerfeltz

vom 30. September 2010
Die Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel hat im Rahmen der UN-
Klimakonferenz von Kopenhagen zugesagt, dass die Bundesregie-
rung sich mit 1,26 Mrd. Euro im Zeitraum 2010 bis 2012 an der in-
ternationalen Fast-Start-Finanzierung für Klimaschutz in Entwick-
lungsländern beteiligen wird. Ein erster Beitrag von rd. 350 Mio. Eu-
ro wird bereits im Jahr 2010 bereitgestellt, davon rd. 205 Mio. Euro
aus dem Einzelplan 23 und 145 Mio. Euro aus dem Einzelplan 16.
Der Titel 687 05 in den Einzelplänen 23 und 16 im Bundeshaushalt
tragen in Höhe von jeweils 35 Mio. Euro zur Fast-Start-Finanzierung
in 2010 bei.

Die Fast-Start-Finanzierung wird durch bilaterale Zusammenarbeit
(Entwicklungszusammenarbeit auf dem Gebiet des Klimaschutzes
und Internationale Klimaschutzinitiative des BMU) und Einzahlun-
gen in multilaterale Fonds verausgabt. Die Bundesregierung strebt
dem sog. Kopenhagen-Akkord entsprechend eine ausgewogene Ver-
teilung der Mittel auf die Bereiche Anpassung, Minderung sowie
Schutz und nachhaltige Nutzung von Kohlenstoffsenken an.
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Die jeweiligen Zusagen erfolgen im Rahmen der im multilateralen
Kontext sowie der bilateralen Entwicklungszusammenarbeit bewähr-
ten Verfahren.

So wurden und werden in 2010 Maßnahmen der bilateralen Zusam-
menarbeit (Entwicklungszusammenarbeit und Internationale Klima-
schutzinitiative des BMU) in Regierungsverhandlungen bzw. -kon-
sultationen mit Benin, Brasilien, der Demokratischen Republik Kon-
go, Kenia, Indien, Indonesien, Marokko, der Mongolei, Mosambik,
Peru, Südafrika, Uganda und Vietnam zugesagt.

In den Fällen, in denen für 2010 keine regulären Regierungsgesprä-
che terminiert sind, erfolgt die Zusage auf diplomatischem Wege
über die für die folgenden Länder zuständigen deutschen Botschaf-
ten: Äthiopien, Bangladesch, Bolivien, Chile, China, Costa Rica, Do-
minikanische Republik, Jamaika, Ghana, Guatemala, Haiti, Hondu-
ras, Laos, Malediven, Mexiko, Nepal, Philippinen und Thailand.

Hinzu kommen regionale und überregionale Vorhaben, die unabhän-
gig von Regierungsverhandlungen mit Partnerländern vereinbart
werden.
103. Abgeordnete
Dr. Bärbel

Kofler
(SPD)
In welchen Ländern, mit denen die Bundes-
regierung entwicklungsorientierte Not- und
Übergangshilfe (ENÜH) betreibt, welche aus
dem Titel 687 20 des Einzelplans 23 finanziert
wird, ist die Deutsche Gesellschaft für Techni-
sche Zusammenarbeit (GTZ) tätig und in wel-
chen Sektoren?
Antwort des Staatssekretärs Hans-Jürgen Beerfeltz

vom 30. September 2010
Die GTZ wird im Rahmen ihres Generalvertrages vom Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
mit der Durchführung beauftragt.

Die vom BMZ aus dem Titel 687 20 an die GTZ beauftragten Not-
und Übergangshilfeprojekte sollen vorhersehbaren oder länger an-
dauernden Notsituationen begegnen, indem sie einen Beitrag zur
Verbesserung bzw. Stabilisierung der Lebensverhältnisse in einer
Reihe von Ländern leisten. Diese sind teilweise Partnerländer, gro-
ßenteils auch Nichtpartnerländer, welche für die bilaterale Zusam-
menarbeit nicht bzw. nur begrenzt zugänglich sind. Die Projekte um-
fassen Nahrungsmittelhilfe und Maßnahmen zur Sicherung der Er-
nährung, die Schaffung oder Wiederherstellung einer sozialen und
infrastrukturellen Mindestversorgung, die Stärkung der Selbsthilfe-
kräfte, Hilfen für Flüchtlinge sowie Maßnahmen der entwicklungs-
orientierten Katastrophenvorsorge. Die Mittel werden kurzfristig
vergeben und fließen schnell ab, Planungs- und Bewilligungsverfah-
ren greifen schneller als in der Technischen Zusammenarbeit.

Die Liste der Länder im Einzelnen sowie Schwerpunkte der ENÜH-
Projekte entnehmen Sie bitte der folgenden Länderübersicht.
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104. Abgeordneter
Niema

Movassat

(DIE LINKE.)
rstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Bu
eiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 1
Wann wird die Bundesregierung, wie in ihrer
Antwort auf meine Schriftliche Frage 101 auf
Bundestagsdrucksache 17/3008 angegeben,
ihren Verpflichtungen nachkommen und die
Restsumme der von der Bundeskanzlerin auf
dem G8-Gipfel in Heiligendamm 2007 bis
2015 zugesagten 4 Mrd. Euro zur Bekämpfung
von HIV/AIDS, Malaria und Tuberkulose zur
Verfügung stellen, und welche konkreten Maß-
nahmen sind diesbezüglich vorgesehen (bitte
detailliert darstellen)?
Antwort des Bundesministers Dirk Niebel

vom 29. September 2010
Die Bundesregierung wird die Zusage zur Bereitstellung von 4 Mrd.
Euro von 2008 bis 2015 zur Bekämpfung von HIV/AIDS, Tuberku-
lose und Malaria sowie der dafür notwendigen Stärkung der Gesund-
heitssysteme in unseren Partnerländern einhalten. Eine detaillierte
Darstellung nach einzelnen Jahren oder Subsektoren ist immer erst
nachträglich möglich. Die Zahlen für 2008 liegen Ihnen vor, die
Zahlen für 2009 wurden vom DAC-Sekretariat (DAC: Development
Assistance Committee) noch nicht übermittelt.
Berlin, den 1. Oktober 2010
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